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Inkrafttreten einer vorweggenommenen Entscheidung nach § 76 BauGB 
im Umlegungsverfahren U 335 im Stadtteil Finkenwerder, Ortsteil 141

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, Amt für Wohnen, Stadterneuerung und Bodenordnung – BSW/WSB 3 –, 
hat am 23. Juli 2020 in dem Umlegungsverfahren U 335 durch Beschluss nach § 76 des Baugesetzbuchs die Eigentums-, Besitz- 
und sonstigen Rechtsverhältnisse für die nachfolgend aufgeführten Grundstücke bzw. Grundstücksteile – mit den dazugehöri-
gen Grundbüchern – bereits vor Aufstellung des Umlegungsplanes geregelt:

Gemarkung Finkenwerder Nord:

Bisheriger Nachweis Neuer Nachweis

Grundstück 
Ordnungs- 
Nummer

Nummer 
des 

Flurstücks
Lage

Grundstück 
Ordnungs- 
Nummer

Nummer 
des 

Flurstücks
Lage

25 1291 Finkenwerder 
Landscheideweg 152 25 5690 Finkenwerder 

Landscheideweg 152

* * * 1c 5689

Finkenwerder 
Landscheideweg, 

südlich Finkenwerder 
Landscheideweg 152

Dieser Beschluss ist am 4. August 2020 unanfechtbar geworden. Mit der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amt-
lichen Anzeiger (Teil II des Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblattes) wird der bisherige Rechtszustand durch den 
neuen Rechtszustand ersetzt; der Besitz geht auf die neuen Eigentümer über.

Diese Bekanntmachung wird auch im Internet unter www.hamburg.de/bsw/bsw-bekanntmachungen/ veröffentlicht.

Hamburg, den 6. August 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen
Amtl. Anz. S. 1477
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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Hamburg-Mitte 

vom 6. August 2020 
zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 

alkoholischer Getränke
Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-

gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste-
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am 
6. August 2020, 14.30 Uhr, im Internet zugänglich gemacht 
worden und unter https://www.hamburg.de/mitte abrufbar.

Hamburg, den 6. August 2020

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1478

Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Hamburg-Mitte 

vom 6. August 2020 
zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 

alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erlässt als zuständige 
Behörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Infektionsschutzge-
setzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I. 
S. 1385) geändert worden ist, in Verbindung mit Ziffer I 
Absatz 1 der Anordnung über Zuständigkeiten im Infekti-
onsschutzrecht vom 27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), 
zuletzt geändert durch Anordnung vom 23. Juni 2020 
(Amtl. Anz. S. 1201), die folgende Allgemeinverfügung:

1.	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 
Getränken innerhalb der in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereiche ist am Freitag, den 
7. August 2020, und Sonnabend, den 8. August 2020, 
jeweils von 20 Uhr bis 6 Uhr des Folgetages untersagt. 
Ausgenommen hiervon ist der Ausschank von alkoho-
lischen Getränken im konzessionierten Bereich, ein-
schließlich der genehmigten Außengastronomie von 
Gaststätten, für den Verzehr an Ort und Stelle.

2.	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung im Internet unter https:// 
www.hamburg.de/mitte als bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe schwer, 
auch tödliche Krankheitsverläufe kommen vor.

Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland wird, insbesondere mit Blick auf die aktuelle 
Reisesaison, nach der Bewertung des Robert-Koch-Insti-
tuts, das für die Vorbeugung übertragbarer Krankheiten 
und die Verhinderung der Weiterverbreitung von Infektio-
nen eine besondere Expertise aufweist (§ 4 IfSG), unverän-
dert als hoch eingeschätzt. Nach den vorliegenden medizi-
nischen Erkenntnissen ist die Erkrankung sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 

Anzahl der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit 
etwa Mitte März bis Anfang Juli 2020 rückläufig, seitdem 
nimmt die Fallzahl stetig zu. Einige Kreise übermitteln 
derzeit zwar nur wenige bzw. keine Fälle an das 
Robert-Koch-Institut. Es kommt aber zunehmend wieder 
zu einzelnen Ausbruchsgeschehen, die erhebliche Ausmaße 
erreichen können. Das Robert Koch-Institut schätzt die 
Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland derzeit weiterhin insgesamt als hoch ein, für 
Risikogruppen sogar als sehr hoch. Das SARS-CoV-2-Virus 
ist grundsätzlich leicht von Mensch zu Mensch übertragbar. 
Das Infektionsrisiko ist stark von der regionalen Verbrei-
tung, von den Lebensbedingungen (Verhältnissen) und 
auch vom individuellen Verhalten (AHA-Regel: Abstand 
halten, Hygiene beachten, Alltagsmasken tragen) abhängig. 
Der Hauptübertragungsweg für SARS-CoV-2 ist die respira-
torische Aufnahme virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die 
beim Atmen, Husten, Sprechen und Niesen entstehen. Je 
nach Partikelgröße unterscheidet man zwischen Tröpfchen 
und Aerosolen, wobei der Übergang zwischen beiden For-
men fließend ist. Während insbesondere größere respirato-
rische Tröpfchen schnell zu Boden sinken, können Aerosole 
auch über längere Zeit in der Luft schweben und sich in 
geschlossenen Räumen verteilen. Ob und wie schnell die 
Tröpfchen und Aerosole absinken oder in der Luft schwe-
ben, ist neben der Größe der Partikel von einer Vielzahl 
weiterer Faktoren, u. a. der Temperatur und der Luftfeuch-
tigkeit, abhängig. Beim Atmen und Sprechen, aber noch 
stärker beim Schreien und Singen werden Aerosole ausge-
schieden; beim Husten und Niesen entstehen zusätzlich 
deutlich mehr Tröpfchen. Neben der steigenden Lautstärke 
beim Sprechen können auch individuelle Unterschiede zur 
verstärkten Freisetzung beitragen. Grundsätzlich ist die 
Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegenüber Tröpfchen 
und Aerosolen im Umkreis von 1 bis 2 Metern um eine 
infizierte Person herum erhöht.

Da weder eine spezifische Therapie noch eine Impfung 
zur Verfügung stehen, müssen alle Maßnahmen darauf 
gerichtet sein, die Verbreitung des Virus so gut wie möglich 
zu verhindern. Der Schutz der Gesundheit der Bevölkerung 
hängt nach den Einschätzungen des Robert-Koch-Instituts 
maßgeblich von der Einhaltung des Abstandsgebots, Kon-
taktbeschränkungen, Tragen von Mund-Nasen-Bedeckun-
gen sowie den eingeleiteten Gegenmaßnahmen (Kontakt-
nachverfolgung, Quarantäne und Testungen) ab. Hierfür 
hat die Freie und Hansestadt Hamburg mit der Verordnung 
zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-
CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg vom 30. Juni 
2020 (HmbGVBl., S. 365 – HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO) entsprechende Vorgaben erlassen. Nach § 3 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ist jede Person aufge-
rufen, die körperlichen Kontakte zu anderen Personen als 
den Angehörigen des eigenen Haushalts auf ein absolut 
nötiges Minimum zu reduzieren, die aktuellen Empfehlun-
gen der zuständigen öffentlichen Stellen zur Vermeidung 
der Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 zu beachten 
und hierzu geeignete Hygienemaßnahmen einzuhalten. 
Nach Absatz 2 dieser Vorschrift müssen Personen an öffent-
lichen Orten grundsätzlich einen Mindestabstand von 
1,5 m zueinander einhalten (Abstandsgebot). Ausnahmen 
gelten nur in einem eingeschränkten Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
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werden oder aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht 
mehr eingehalten werden können, begünstigt dies die Über-
tragung von SARS-CoV-2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt es, in der konkreten 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse-
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infek
tionsschutzes ausgerichtet sind, zu verhindern.

Sofern insbesondere im Zusammenhang mit dem Kon-
sum von alkoholischen Getränken, die vorgenannten Min-
deststandards, die verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO festgeschrieben sind, von einer großen 
Anzahl von Personen nicht mehr eingehalten werden, 
bedarf es weitergehender Anordnungen, um einen Gesund-
heitsschutz effektiv zu gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Hamburg-Mitte, als der 
für den Bezirk Hamburg-Mitte zuständigen Infektions-
schutzbehörde, ist, die Lockerungen der Beschränkungen, 
die vom Senat der Freien und Hansestadt Hamburg erlassen 
wurden, mit Augenmaß zu begleiten. Dabei sollen beson-
dere Gefahrenlagen erkannt und zum Schutz vor Infek
tionsgefahren für die menschliche Gesundheit angegangen 
werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
letzten Wochen zunehmend Verstöße gegen die Abstands-
gebote im Zuständigkeitsbereich des Bezirksamtes Ham-
burg-Mitte in den Abendstunden sowie zur Nachtzeit fest-
gestellt. Aufgrund der zurückliegenden Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und der damit ein-
hergehenden Zunahme des geselligen Zusammenseins 
erfährt vornehmlich der Stadtteil St. Pauli einen stetigen 
Zustrom an Besucherinnen und Besuchern, sowohl in den 
dortigen Gastronomiebetrieben als auch auf den umliegen-
den öffentlichen Flächen. Dabei konnte festgestellt werden, 
dass viele der anwesenden Personen ohne die gebotenen 
Abstände dicht und sichtlich alkoholisiert beieinander 
standen. Aufforderungen der Einsatzkräfte, die Abstands
regelungen einzuhalten, waren nicht geeignet, eine Verhal-
tensänderung der Besucherinnen und Besucher zu errei-
chen.

Betroffen waren insbesondere die folgenden Bereiche: 
Neuer Pferdemarkt, Neuer Kamp, Feldstraße, Markstraße, 
Sternstraße, Lagerstraße, Beim Grünen Jäger, Wohlwill-
straße, Thadenstraße, Paul-Rosen-Straße, Clemens-
Schultz-Straße, Hein-Hoyer-Straße, Budapester Straße, Am 
Brunnenhof. Aber auch die Reeperbahn sowie die umlie-
genden Bereiche waren stark frequentiert. Auffälligstes 
Wesensmerkmal des abendlichen und nächtlichen Nut-
zungsverhaltens war, dass sich die Besucherkreise nicht an 
die Abstands- und Hygienevorgaben hielten. Besondere 
Brennpunkte stellten die Bereiche vor Alkoholverkaufsstel-
len dar. Dies umfasste die Eingangsbereiche und Vorplätze 
von Kiosken und Gaststätten mit Alkohol-Außer-Hausver-
kauf. Es bildeten sich lange Personenschlangen, die Läden 
waren zeitweilig überfüllt. Auch wurde bedauerlicherweise 
zeitweilig an den vergangenen Wochenenden ein erhöhtes 
Aggressionspotenzial festgestellt. Bei polizeilichen Maß-
nahmen zur Überwachung der Eindämmungsverordnung 
zeigte dieser Personenkreis zwar Verständnis, deutete 
Kooperation aber nur an. Regelmäßig entfernten sich die 

angesprochenen Personen nach Ansprache nicht aus eige-
nem Antrieb.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hatte bereits am 
Wochenende vom 26. Juni 2020 bis zum 28. Juni 2020 ein-
zelnen Betrieben den Außer-Haus-Verkauf von Alkohol 
untersagt. Diese punktuellen Maßnahmen konnten eine 
verlässliche Einhaltung der Regelungen der HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO jedoch nicht sicherstellen. Die 
zunächst sichtbaren Erfolge vor Ort führten teilweise zu 
Abwanderungstendenzen in andere Bereiche und waren 
ohnehin nur vorübergehender Natur. Seitens der Polizei 
Hamburg konnte nicht festgestellt werden, dass die verant-
wortlichen Gastronomen bzw. Betreiber von Einzelhandels-
geschäften auf eine Einhaltung der Regelungen der Hmb- 
SARS-CoV-2-EindämmungsVO einen spürbaren Einfluss 
ausüben konnten.

Die Polizei Hamburg hatte auch im Folgenden wieder-
holt massive Verstöße gegen das Abstandsgebot des § 3, die 
Kontaktbeschränkungen des § 4 sowie gegen die allgemei-
nen Hygienevorgaben des § 5 der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO insbesondere im Stadtteil St. Pauli feststel-
len müssen. Einhergehend mit der Ferien- und Urlaubszeit 
verzeichneten sowohl das Vergnügungs- als auch das Rot-
lichtviertel in der Sternschanze bzw. auf St. Pauli insgesamt 
wieder steigende Besucherzahlen. Am Wochenende des 
24. Juli 2020 bis zum 26. Juli 2020 waren erstmals wieder 
Besucherzahlen erreicht worden, wie sie vor den beschrän-
kenden Maßnahmen vor der Eindämmung der Pandemie 
im März dieses Jahres üblich waren. Das Personenaufkom-
men war in den Nachtstunden bei Besucherinnen und 
Besuchern an den beliebten Orten wiederholt groß, insbe-
sondere in den Bereichen Sternschanze und Große Freiheit 
auf St. Pauli. Wiederholt mussten Einsatzkräfte der Polizei 
Besucherströme lenken und in Teilen die Straßen gegen 
einen weiteren Zulauf absperren.

Die Gehwege in den betroffenen Bereichen waren bereits 
ab den Nachmittagsstunden stärker frequentiert. Wenn-
gleich das Aufkommen zu dieser Zeit noch überschaubar 
war, herrschte an verschiedenen Stellen auf den Gehwegen 
aufgrund der Außengastronomie, Verkaufsständen und 
Baumbewuchs eine räumliche Enge. In den Abend- und 
Nachtstunden verstärkten zunehmende Besucherzahlen 
diese räumliche Enge spürbar. Einerseits versuchten viele 
Besucherinnen und Besucher über die Reeperbahn die 
Gaststätten, Clubs, Diskotheken, Restaurants und ver-
gleichbare Einrichtungen zu erreichen. Die Große Freiheit 
hatte insoweit nach der Einschätzung der Polizei Hamburg 
eine übergeordnete bzw. bezirksübergreifende Bedeutung. 
Die vorherrschende Außengastronomie übte ebenfalls ihren 
Reiz aus. Auf den Gehwegen wurden Engstellen dadurch 
verstärkt, dass Besucherinnen und Besucher versuchten, 
sich über einen Außer-Haus-Verkauf mit alkoholischen 
Getränken zu versorgen. Es entstanden Warteschlangen, an 
denen sich Besucherinnen und Besucher vorbeidrängelten. 
Mund-Nasen-Bedeckungen wurden seitens der Gäste und 
Kundinnen sowie Kunden nur sehr selten getragen.

In den Bereichen Schulterblatt, Neuer Pferdemarkt, St. 
Pauli-Nord, Wohlwill- und Thadenstraße erfolgte der Alko-
holerwerb zu ca. 50 % aus Lokalen und zu ca. 40 % aus Kios-
ken. Im Übrigen versorgten sich die Besucherinnen und 
Besucher selbst. Die Polizei Hamburg war gezwungen, 
mehrere Verkaufsverbote gemäß § 13 Abs. 4 HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO auszusprechen. Dabei konnte 
festgestellt werden, dass jede einzelne Schließung von Ver-
kaufsstellen zu Abwanderungsbewegungen zu anderen Ver-
kaufsstellen führte. Dabei bildeten sich wiederum Warte-
schlagen, in denen das Abstandsgebot der HmbSARS- 
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CoV-2-EindämmungsVO nicht eingehalten wurde. Maß-
nahmen der Polizei Hamburg fanden keine bzw. nur wenig 
Akzeptanz und das Einschreiten der Einsatzkräfte wurde 
zwar kurzfristig, aber nicht nachhaltig, befolgt.

Die Ereignisse der zurückliegenden Wochenenden 
haben gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO festgeschriebenen Maßnahmen nicht genügen, 
um einem ausreichenden bzw. umfassenden Infektions-
schutz Rechnung zu tragen. Zusammenfassend lässt sich 
somit feststellen, dass es zu Situationen gekommen ist, die 
es der Polizei Hamburg nicht mehr möglich machten, die 
Einhaltung des Abstandsgebots und der Hygienevorgaben 
ohne die Anwendung unmittelbaren Zwangs sicherzustel-
len. Es bedarf zusätzlicher Maßnahmen, die sicherstellen, 
dass den Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Ein
dämmungsVO, insbesondere dem Abstandsgebot gemäß 
§ 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, nachgekommen 
wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Ham-
burg-Mitte als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß 
§ 28 IfSG am 30. Juli 2020 eine Allgemeinverfügung erlas-
sen, mit der der Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen 
Getränken für das vergangene Wochenende vom 31. Juli 
2020 bis zum 2. August 2020 jeweils von 20:00 Uhr bis 
6:00 Uhr des Folgetages in dem betroffenen Stadtteil St. 
Pauli untersagt wurde.

Die darauf folgenden Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg sowie des Bezirksamts Hamburg-Mitte 
zeigten, dass im Vergleich zu den vorangegangenen Wochen-
enden weniger Personen in den betroffenen Vergnügungs-
vierteln auf St. Pauli und in Altona unterwegs waren und 
sich wesentlich weniger Personenansammlungen bildeten. 
Es konnte insbesondere festgestellt werden, dass sich die 
Besucherinnen und Besucher des Stadtteils St. Pauli wei-
testgehend an die Vorgaben der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO hielten und sich zum überwiegenden Teil ver-
ständnisvoll und kooperativ verhielten. Dennoch ereigne-
ten sich erneut Verstöße gegen das geltende Abstandsgebot 
sowie gegen die allgemeinen Hygienevorgaben der Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO, sodass die Polizei Ham-
burg in den Einsatzbereichen der Polizeikommissariate 15, 
16 und 21 zahlreiche Ordnungswidrigkeitenverfahren ein-
leiten, mehrere Partys auflösen und Betriebe gänzlich 
schließen musste.

Das von der Allgemeinverfügung betroffene Gebiet ist 
insbesondere bei jungen Erwachsenen bekannt und attrak-
tiv. Die Gruppe der 20 bis 39-jährigen gehört zu der stark 
von einer SARS-CoV-2-Infektion betroffenen Altersgruppe. 
Sollte es bei diesen zufälligen Treffen verschiedener Grup-
pen zu Infektionen kommen, ist das Nachhalten der Kon-
takte nicht möglich. Dies macht das epidemiologisch gebo-
tene Eingrenzen bzw. die Unterbrechung von Infektions-
ketten unmöglich. Die Herkunftsorte der Anwesenden sind 
größtenteils unbekannt. Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
die Örtlichkeiten über den Bezirk Hamburg-Mitte hinaus 
äußerst attraktiv wirken. Deshalb steht zu befürchten, dass 
die Infektionslage noch unübersichtlicher werden kann. 
Das Virus kann aus den unterschiedlichsten Bereichen in 
den Bezirk Hamburg-Mitte hineingetragen werden und 
auch wieder in andere Teile der Freien und Hansestadt 
Hamburg und des Umlandes gebracht werden. Die beo
bachteten Personengruppen zeichnen sich durch eine ver-
gleichsweise große Mobilität aus, was zu einem wesentlich 
höheren Infektionsrisiko beiträgt. Sollte es aufgrund einer 
größeren Menschenansammlung im Bezirk Hamburg-Mitte 
zu einem Infektionsausbruch kommen (sog. Supersprea-
der-Event), wäre ein sehr wirksames Mittel des öffentlichen 

Gesundheitsdienstes, nämlich die Unterbrechung von 
Infektionsketten, ausgeschaltet.

Schon aufgrund der gegenwärtigen Wetterprognose 
(kein Regen, Außentemperaturen um die 30°C) ist zu erwar-
ten, dass am kommenden Wochenende eine hohe Anzahl 
von Besucherinnen und Besuchern die von der Allgemein-
verfügung betroffenen Bereiche aufsuchen wird. Damit 
steigt das Risiko von epidemiologisch bedenklichen Men-
schenansammlungen im öffentlichen Raum. Das Bezirks
amt Hamburg-Mitte hat sich angesichts dieser Umstände 
sowie aufgrund der gestiegenen Anzahl an Neuinfektionen 
sowie der Rückkehr vieler Hamburgerinnen und Hambur-
gern aus den Sommerferien dazu entschlossen, den Außer-
Haus-Verkauf von alkoholischen Getränken in den vorge-
nannten Gebieten im Vorwege zu untersagen, um der Gefahr 
eines unkontrollierbaren Infektionsgeschehens wirksam zu 
begegnen.

II.

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist 
§ 28 Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem unter diesen Voraussetzungen Veran-
staltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen 
beschränken oder verbieten. Dem steht nicht entgegen, dass 
durch diese Maßnahme Betreibern und Inhabern von 
Außer-Haus-Verkaufsstellen ein grundrechtlich geschütztes 
Verhalten (Verkauf von alkoholischen Getränken an 
bestimmten Tagen zu bestimmten Uhrzeiten) untersagt 
wird, und nicht feststeht, dass diese in Anspruch genomme-
nen Personen zu den in § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG genannten 
Personen (Kranke, Krankheits- bzw. Ansteckungsverdäch-
tige oder Ausscheider) zählen. Denn § 28 Absatz 1 Satz 1 
IfSG ermöglicht es den zuständigen Behörden, notwendige 
Schutzmaßnahmen auch gegen Dritte, sogenannte Nicht-
störer, zu ergreifen. Der Begriff der „Schutzmaßnahmen“ ist 
umfassend und eröffnet der Infektionsschutzbehörde ein 
möglichst breites Spektrum an geeigneten Schutzmaßnah-
men, welches durch die Notwendigkeit der Maßnahme im 
Einzelfall begrenzt wird. Die Feststellung von Kranken, 
Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder 
Ausscheidern eröffnet zwar den Anwendungsbereich der 
Norm, begrenzt jedoch nicht den Kreis möglicher Adressa-
ten infektionsschutzrechtlicher Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahmen hat die zuständige Behörde die notwendigen 
Schutzmaßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu 
Grunde, dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, 
die bei Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage 
kommen können, nicht im Vorfeld bestimmen lässt. Unab-
hängig von der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die 
auf dem gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Ham-
burg Wirkung entfaltet, können weitere infektionsschutz-
rechtliche Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit 
diese durch die zuständige Behörde in bestimmten Berei-
chen bzw. Lagen als notwendig angesehen werden.

1.

Das Ziel dieser Allgemeinverfügung ist es, größere 
Ansammlungen von Personen zu verhindern, bei denen 
aufgrund einer Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die 
Hemmschwelle sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiterhin zu befolgenden Vorgaben nicht 
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einzuhalten. Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag 
zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und insbeson-
dere zur Verhinderung der Überlastung des Gesundheits-
systems geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen oder Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko-
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindest
abstands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen besteht 
daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil dort die 
zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen Abstände 
zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not-
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund-
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund-
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg sicher-
zustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen der 
Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin-
aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer-
den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten-
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 
erkrankte Personen zu sichern.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und den anstehenden 
Sommernächten birgt ein hohes Potenzial, dass sich an ver-
schiedenen Orten über einen längeren Zeitraum Menschen-
ansammlungen bilden. Gerade bei gutem Wetter neigen die 
Bürgerinnen und Bürger erfahrungsgemäß dazu, sich im 
Freien zu versammeln. Zudem sinkt in erkennbarer Weise 
auch die Bereitschaft, sich an die Einschränkungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zu halten.

Durch größere Menschenmengen, die gemeinsam bzw. 
in größeren Gruppen alkoholische Getränke konsumieren 
und denen die Einhaltung der Abstands- und Hygiene
regeln zunehmend schwerer fällt, wird das Risiko einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vergrößert. 
Die Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei Ham-
burg und des Bezirksamtes Hamburg-Mitte haben gezeigt, 
dass aufgrund der enthemmenden Wirkung von Alkohol 
das Abstandsgebot nicht eingehalten wird. Die Einhaltung 
der Abstandsregelungen ist aber von enormer Wichtigkeit, 
um der Gefahr des Wiederanstiegs der Infektionszahlen zu 
begegnen. Maßnahmen wie diese, deren Zweck darauf 
gerichtet ist, die Abstandsregelungen wirksam durchzuset-
zen bzw. deren Einhaltung sicherzustellen, zumindest aber 
zu unterstützen, dienen somit einem berechtigten, allge-
meinem Interesse.

2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 

zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindest
abstandsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg-
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter-
sagen, da es anderenfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge-
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko-
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen der Gaststättenbetriebe weiterhin 
zulässig ist, ist damit zu rechnen, dass sich die Besucherin-
nen und Besucher nur auf diese verteilen und sich mangels 
Außer-Haus-Verkaufs nicht auf den öffentlichen Flächen, 
die von der Allgemeinverfügung erfasst werden, ansam-
meln.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste-
hen von Infektionsgefahren bereits im Vorfeld durch die 
Vermeidung der Bildung risikogeneigter Menschen
ansammlungen entgegen. Es macht darüber hinaus die 
polizeiliche Auflösung solcher Ansammlungen entbehrlich, 
wodurch sowohl das Konfliktpotenzial und als auch das 
Infektionsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriffs
intensitäten geht das Bezirksamt Hamburg-Mitte davon 
aus, dass das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken die geeignetste Maßnahme darstellt. Auf-
grund des dynamischen Infektionsgeschehens und der 
schwierigen Beherrschbarkeit spontan auftretender Hand-
lungserfordernisse ist ein präventives dem repressiven Vor-
gehen vorzuziehen.

3.

Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken ist auch erforderlich.

Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch in zeitli-
cher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme 
Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maß-
nahme der erforderlichen Eindämmung der Verbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge getan werden 
kann.

Auf Grundlage der am vergangenen Wochenende (zwi-
schen dem 31. Juli und dem 2. August 2020) gewonnenen 
Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass derzeit kein ande-
res Mittel zur Verfügung steht, welches in ähnlicher Weise 
geeignet wäre, um das legitime Ziel zu erreichen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
Alkohol zu versorgen. Zudem würden die ansässigen gastro-
nomischen Betriebe – die gemäß § 15 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiteren Vorgaben unterliegen – in einem 
unverhältnismäßig hohen Maße bei der Geschäftsausübung 
beeinträchtigt.
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Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften und Gaststätten 
das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken u.ä. 
im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge 
hätte, können durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
von alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätig-
keiten weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel 
wird zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrechtzu-
erhalten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre-
ten und den Aufenthalt in den betroffenen Bereichen für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos zu untersagen 
oder den Alkoholkonsum außerhalb von konzessionierten 
Gaststätten grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der vergangenen Wochenenden haben 
zudem gezeigt, dass ein – insofern durch § 13 Abs. 4 Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO gestattetes – repressives 
Vorgehen gegen einzelne Betriebe nicht geeignet ist, um die 
Entstehung größerer Menschenansammlungen nachhaltig 
zu unterbinden. Soweit bereits gegen einzelne Betriebe ein 
Außer-Haus-Verkaufsverbot ausgesprochen wurde, musste 
festgestellt werden, dass die potentiellen Kundinnen und 
Kunden dann auf andere Betriebe ausgewichen sind. 
Die infektionsschutzrechtlich bedenklichen Menschen
ansammlungen konnten durch diese Maßnahmen nicht 
verhindert werden. Letzteres ist wesentlich, um dem Infek-
tionsschutz in hinreichender Weise nachzukommen.

Die Erfahrungen am zurückliegenden Wochenende 
(zwischen dem 31. Juli und dem 2. August 2020) haben 
zudem gezeigt, dass durch die präventive Untersagung das 
Entstehen infektionsschutzrechtlich kritischer Menschen-
ansammlung bereits im Vorwege effektiv unterbunden wer-
den kann. Durch die Polizei Hamburg und das Bezirksamt 
Hamburg-Mitte wurde zwar festgestellt, dass die Anzahl der 
anwesenden Personen nicht zwingend geringer war als an 
den Wochenenden ohne die Untersagung des Außer-Haus-
Verkaufs von alkoholischen Getränken. Es war allerdings 
deutlich sichtbar, dass es den anwesenden Personen erheb-
lich leichter fiel, die aus infektionsschutzrechtlicher Sicht 
gebotenen Regeln einzuhalten

Es ist auch erforderlich, den räumlichen Geltungsbe-
reich dieser Allgemeinverfügung weiterhin beizubehalten. 
Dieser beruht auf den von der Polizei Hamburg sowie dem 
Bezirksamt Hamburg-Mitte an den zurückliegenden 
Wochenenden gewonnenen Erkenntnissen. Der Stadtteil 
St. Pauli wird regelmäßig von auswärtigen Besucherinnen 
und Besuchern frequentiert. Die in diesem Bereich belege-
nen Betriebe dienen vordringlich der Versorgung der Besu-
cherinnen und Besucher mit alkoholischen Getränken.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen keine Menschenansammlun-
gen in einem Übermaß erkennbar waren, hindert dies nicht 
an der Einbeziehung in den räumlichen Geltungsbereich 
dieser Allgemeinverfügung. Dabei handelt es sich um 
Randbereiche der von der Polizei Hamburg identifizierten 
Schwerpunktbereiche. Das Bezirksamt Hamburg-Mitte 
geht allerdings davon aus, dass bei einer nur punktuellen 
Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke an den Schwerpunkten sodann mit Abwande-
rungsbewegungen zu fußläufig erreichbaren Ausweichorten 
zu rechnen ist. Die Erkenntnisse aus den vorangegangenen 
Wochen zeigen, dass insbesondere jüngere Besucherinnen 
und Besucher äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt 

sind, unterschiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis 
mittlere Strecken in Kauf zu nehmen.

Die Bezirksämter Eimsbüttel und Altona haben bereits 
angekündigt, ähnliche Allgemeinverfügungen zu erlassen, 
sodass sichergestellt werden kann, dass sich das infektions-
schutzrechtlich problematische Geschehen nicht schlicht 
in andere Bezirke verlagert.

Weiterhin ist die zeitliche Einschränkung des Verbots 
des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke erforder-
lich.

Durch die zeitliche Begrenzung der Allgemeinverfü-
gung wird sichergestellt, dass die Gewerbetätigkeiten der 
Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt werden und 
dass an den betroffenen Tagen in einem ausreichenden 
Maße alkoholische Getränke angeboten werden können. 
Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt sich ent-
nehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späteren 
Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot wird 
sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 20:00 Uhr vollzieht. Insofern würde ein etwaiger spä-
terer Beginn des Verbots des Außer-Haus-Verkaufs von 
alkoholischen Getränken um 22:00 Uhr nicht dieselbe Wir-
kung entfalten können, da die Besucherinnen und Besucher 
sich zu diesem Zeitpunkt bereits übermäßig mit alkoholi-
schen Getränken versorgt haben könnten.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird durch die 
Allgemeinverfügung gewährleistet, dass die übrige Gewer-
betätigkeit uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Die 
Gastronomiebetriebe dürfen im Rahmen ihrer konzessio-
nierten Tätigkeiten weiterhin alkoholische Getränke aus-
schenken. Für Supermärkte, Kioske, Tankstellen, Lieferbe-
triebe und vergleichbare Gewerbebetriebe verbleibt es bei 
der Möglichkeit, das übrige Sortiment an Kundinnen und 
Kunden zu verkaufen. Dass in diesem Zusammenhang auch 
sogenannte Kofferraumgeschäfte und private Straßenver-
käufe nicht zulässig sind und nicht geduldet werden, ist 
offenkundig.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtliche Vorgehen richtet sich 
zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die Entstehung 
von Gefährdungslagen nach den bisherigen polizeilichen 
Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit absehbar ist. 
Das behördliche Vorgehen entspricht dem Gebot der Ver-
hältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an das aktuelle 
polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll ausgewählt 
wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Art. 12 Abs. 1 GG beeinträchtigt. Die Auswirkungen 
des Eingriffs beschränken sich jedoch auf einen überschau-
baren Zeitraum und betreffen – hinsichtlich des Einzelhan-
dels – lediglich einen Randbereich der geschäftlichen Tätig-
keit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende vom 
7. August bis zum 8. August 2020, jeweils von 20:00 Uhr bis 
um 6:00 Uhr des Folgetages beschränkt, da aufgrund der 
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guten Wetterlage anzunehmen ist, dass auch am kommen-
den Wochenende wieder vermehrt viele Bürgerinnen und 
Bürger das betroffene Gebiet zum geselligen Zusammensein 
im öffentlichen Raum aufsuchen werden. Eine etwaige Vor-
verlagerung auf 18:00 Uhr würde die Betroffenen über das 
gebotene Maß hinaus einschränken, da die Zeit vor 20:00 
Uhr überwiegend durch ein touristisches Publikum geprägt 
ist. Das Bezirksamt Hamburg-Mitte hat im Vergleich zur 
Allgemeinverfügung vom 30. Juli 2020 den zeitlichen Gel-
tungsbereich beschränkt. Eine Ausweitung auf Sonntag, 
den 9. August 2020, war aufgrund der am vergangenen 
Wochenende gewonnen Erkenntnisse nicht mehr angemes-
sen.

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutzes in der Zeit des äußerst dynamischen 
Verlaufs der Corona-Pandemie zurückzustehen. Das Be
zirksamt Hamburg-Mitte verkennt nicht, dass mit dem 
abermaligen Erlass einer Allgemeinverfügung zum Verbot 
des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke eine 
gegenüber dem vergangenen Wochenende weitergehende, 
weil fortgesetzte und vertiefte wirtschaftliche Belastung der 
Gewerbetreibenden – insbesondere der Kioskbetreiber – 
einhergeht. In Anbetracht der möglichen Folgen einer wei-
teren Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 kann die 
Entscheidung über die notwendigen Infektionsschutzmaß-
nahmen aber grundsätzlich nicht „nach Kassenlage“ getrof-
fen werden. Dies gilt auch nicht nur für Kioskbetreiber, 
sondern auch für viele andere Branchen und Gewerbetrei-
bende. Ein unzumutbares Sonderopfer wird den Kioskbe-
treibern daher durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke nicht abverlangt.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte erkennt an, dass es sich 
bei den von der Allgemeinverfügung Betroffenen nicht um 
unmittelbare Störer handelt. Allerdings haben die zurück-
liegenden Wochenenden bzw. die von der Polizei Hamburg 
gewonnen Erkenntnisse gezeigt, dass eine direkte Anspra-
che der Störer nicht geeignet ist, um die infektionsschutz-
rechtlich gebotene Einhaltung der Regelungen der Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO sowie der allgemeinen 
Hygieneregeln zu erreichen. Letztlich konnte die Polizei 
Hamburg immer nur für die Auflösung rechtswidriger 
Zustände sorgen, das Entstehen der Gefahrenlage aber 
selbst nicht verhindern. Nach der Einschätzung des 
Bezirksamts Hamburg-Mitte kann leider noch nicht von 
einem verantwortungsbewussten Verhalten der Besucherin-
nen und Besucher der von dieser Allgemeinverfügung 
betroffenen Bereiche ausgegangen werden, sodass ein 
behördliches Einschreiten weiterhin notwendig ist. Dies 
wird dadurch deutlich, dass auch am vergangenen Wochen-
ende weiterhin Verstöße gegen die HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO geahndet und Betriebe geschlossen werden 
mussten. Vor dem Hintergrund des hohen Infektionsrisikos 
und im Sinne einer effektiven Gefahrenabwehr sind hier 
Maßnahmen zu ergreifen, die sich auch gegen Nichtstörer 
richten können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 4 Alt. 1 HmbVwVfG 
abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im vor-
liegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirks
amtes Hamburg-Mitte nicht ausgeschlossen werden, dass es 
durch die zu erwartenden Menschenansammlungen sowie 
den Alkoholkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren 

für die anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine 
hohe Krankheitsübertragungsrate vom Coronavirus SARS-
CoV-2 kommen wird.

6.

Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 
gemäß § 41 Abs. 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Abs. 1 HmbVwVfG gegenüber 
demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Abs. 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Dies ist 
vorliegend der Fall. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke wird für das bevorstehende Wochen-
ende vom 7. August bis 8. August 2020 angeordnet. Eine 
etwaige Bekanntmachung im Amtlichen Anzeiger würde zu 
einem Zeitverlust führen. Die Allgemeinverfügung könnte 
somit für das bevorstehende Wochenende keine Wirksam-
keit entfalten.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 
HmbVwVfG im Innenhof des Bezirksamts Hamburg-Mitte, 
Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg, eingesehen werden. 
Die Allgemeinverfügung wurde am 6. August 2020 auf der 
Internetseite des Bezirksamtes Hamburg-Mitte (https://
www.hamburg.de/mitte) zugänglich gemacht und wird 
somit am 7. August 2020 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Ham-
burg-Mitte, Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg, Wider-
spruch erhoben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 € geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Hamburg-Mitte die Polizei Hamburg ersucht, 
im Wege der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Bezirksamt Hamburg-Mitte
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Veränderung der Benutzbarkeit in der 
Straße Gefionstraße/Bezirk Altona

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41) mit Änderungen wird der Umfang der bisheri-
gen Widmung der im Bezirk Altona, Gemarkung Alto-
na-Nord, Ortsteil 208, in der Straße Gefionstraße liegenden 
Wegefläche (Flurstück 2692, 285 m² groß) mit sofortiger 
Wirkung auf den Rad- und Fußgängerverkehr reduziert.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Fläche 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun-
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3, 22767 
Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. Wäh-
rend dieser Zeit können alle, deren Interessen durch die 
beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen 
(schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 3. August 2020

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1485

Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Altona 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste-
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am 
6. August 2020 um 13.00 Uhr im Internet zugänglich 
gemacht worden und unter https://www.hamburg.de/altona/
pressemitteilung/14177870/allgemeinverfuegung-02-ver-
bot-alkoholische-getraenke/ abrufbar.

Hamburg, den 6. August 2020

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1485

 
Fre ie  und Hansestadt  Hamburg 

Bezirksamt Altona 

Hamburg, den 6. August 2020 

Allgemeinverfügung des Bezirksamts Altona 
zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 

Das Bezirksamt Altona erlässt als zuständige Behörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Infek-

tionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 5 des 

Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I. S. 1385) geändert worden ist, in Verbindung mit Ziffer I 

Absatz 1 der Anordnung über Zuständigkeiten im Infektionsschutzrecht vom 27. März 2001 

(HmbGVBl. S. 1113), zuletzt geändert durch Anordnung vom 23. Juni 2020 (Amtl. Anz. 

S. 1201), die folgende Allgemeinverfügung: 

1. Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen Getränken innerhalb der in 
der Anlage dargestellten räumlichen Geltungsbereiche ist am Freitag, den 
7. August 2020 und Sonnabend, den 8. August 2020, jeweils von 20 Uhr bis 
6 Uhr des Folgetages untersagt. Ausgenommen hiervon ist der Ausschank 
von alkoholischen Getränken im konzessionierten Bereich, einschließlich 
der genehmigten Außengastronomie von Gaststätten, für den Verzehr an Ort 
und Stelle. 

2. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Zugänglichmachung im In-
ternet unter http://www.hamburg.de/altona als bekannt gegeben. 

Begründung 

I. 

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan erstmals die Atemwegserkrankung 

COVID-19 auf, welche durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht wird. Seit-

dem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheits-

verläufe schwer, auch tödliche Krankheitsverläufe kommen vor. Die Gefährdung für die Ge-

sundheit der Bevölkerung in Deutschland wird, insbesondere mit Blick auf die aktuelle 

Hamburg, den 6. August 2020

Allgemeinverfügung 
des Bezirksamts Altona 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Altona erlässt als zuständige Behörde 
gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes 
(IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I. S. 1385) 
geändert worden ist, in Verbindung mit Ziffer I Absatz 1 der 
Anordnung über Zuständigkeiten im Infektionsschutzrecht 
vom 27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), zuletzt geändert 

durch Anordnung vom 23. Juni 2020 (Amtl. Anz. S. 1201), 
die folgende Allgemeinverfügung:

1.	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 
Getränken innerhalb der in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereiche ist am Freitag, den 
7. August 2020 und Sonnabend, den 8. August 2020, 
jeweils von 20 Uhr bis 6 Uhr des Folgetages untersagt. 
Ausgenommen hiervon ist der Ausschank von alkoho-
lischen Getränken im konzessionierten Bereich, ein-
schließlich der genehmigten Außengastronomie von 
Gaststätten, für den Verzehr an Ort und Stelle.

2.	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung im Internet unter http:// 
www.hamburg.de/altona als bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe schwer, 
auch tödliche Krankheitsverläufe kommen vor. Die Gefähr-
dung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland 
wird, insbesondere mit Blick auf die aktuelle Reisesaison, 
nach der Bewertung des Robert-Koch-Instituts, das für die 
Vorbeugung übertragbarer Krankheiten und die Verhinde-
rung der Weiterverbreitung von Infektionen eine besondere 
Expertise aufweist (§ 4 IfSG), unverändert als hoch einge-
schätzt. Nach den vorliegenden medizinischen Erkenntnis-
sen ist die Erkrankung sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 
Anzahl der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit 
etwa Mitte März bis Anfang Juli rückläufig, seitdem nimmt 
die Fallzahl stetig zu. Einige Kreise übermitteln derzeit 
zwar nur wenige bzw. keine Fälle an das Robert-Koch-Insti-
tut. Es kommt aber zunehmend wieder zu einzelnen Aus-
bruchsgeschehen, die erhebliche Ausmaße erreichen kön-
nen. Das Robert Koch-Institut schätzt die Gefährdung für 
die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland derzeit 
weiterhin insgesamt als hoch ein, für Risikogruppen sogar 
als sehr hoch.

Das SARS-CoV-2-Virus ist grundsätzlich leicht von 
Mensch zu Mensch übertragbar. Das Infektionsrisiko ist 
stark von der regionalen Verbreitung, von den Lebensbe-
dingungen (Verhältnissen) und auch vom individuellen 
Verhalten (AHA-Regel: Abstand halten, Hygiene beachten, 
Alltagsmasken tragen) abhängig. Der Hauptübertragungs-
weg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen und Aerosolen, 
wobei der Übergang zwischen beiden Formen fließend ist. 
Während insbesondere größere respiratorische Tröpfchen 
schnell zu Boden sinken, können Aerosole auch über län-
gere Zeit in der Luft schweben und sich in geschlossenen 
Räumen verteilen. Ob und wie schnell die Tröpfchen und 
Aerosole absinken oder in der Luft schweben, ist neben der 
Größe der Partikel von einer Vielzahl weiterer Faktoren, 
u. a. der Temperatur und der Luftfeuchtigkeit, abhängig. 
Beim Atmen und Sprechen, aber noch stärker beim Schreien 
und Singen werden Aerosole ausgeschieden; beim Husten 
und Niesen entstehen zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. 
Neben der steigenden Lautstärke können auch individuelle 
Unterschiede zur verstärkten Freisetzung beitragen. Grund-
sätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegen-
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über Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis von 1 bis 2 
Metern um eine infizierte Person herum erhöht. Da weder 
eine spezifische Therapie noch eine Impfung zur Verfügung 
stehen, müssen alle Maßnahmen darauf gerichtet sein, die 
Verbreitung des Virus so gut wie möglich zu verhindern. 
Der Schutz der Gesundheit der Bevölkerung hängt nach 
den Einschätzungen des Robert-Koch-Instituts maßgeblich 
von der Einhaltung des Abstandsgebots, Kontaktbeschrän-
kungen, Tragen von Mund-Nasen-Bedeckungen sowie den 
eingeleiteten Gegenmaßnahmen (Kontaktnachverfolgung, 
Quarantäne und Testungen) ab.

Hierfür hat die Freie und Hansestadt Hamburg mit der 
Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des Corona-
virus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg 
vom 30. Juni 2020 (HmbGVBl., S. 365 – HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO) entsprechende Vorgaben erlas-
sen. Nach § 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ist jede 
Person aufgerufen, die körperlichen Kontakte zu anderen 
Personen als den Angehörigen des eigenen Haushalts auf 
ein absolut nötiges Minimum zu reduzieren, die aktuellen 
Empfehlungen der zuständigen öffentlichen Stellen zur 
Vermeidung der Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 
zu beachten und hierzu geeignete Hygienemaßnahmen ein-
zuhalten. Nach Absatz 2 dieser Vorschrift müssen Personen 
an öffentlichen Orten grundsätzlich einen Mindestabstand 
von 1,5 m zueinander einhalten (Abstandsgebot). Ausnah-
men gelten nur in einem eingeschränkten Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
werden oder aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht 
mehr eingehalten werden können, begünstigt dies die Über-
tragung von SARS-CoV-2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt es, in der konkreten 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse-
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infek
tionsschutzes ausgerichtet sind, zu verhindern. Sofern ins-
besondere im Zusammenhang mit den Konsum von alko-
holischen Getränken, die vorgenannten Mindeststandards, 
die verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
festgeschrieben sind, von einer großen Anzahl von Perso-
nen nicht mehr eingehalten werden, bedarf es weitergehen-
der Anordnungen, um einen Gesundheitsschutz effektiv zu 
gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Altona als für den Bezirk 
Altona zuständige Infektionsschutzbehörde ist, die Locke-
rungen der Beschränkungen, die vom Senat der Freien und 
Hansestadt Hamburg erlassen wurden, mit Augenmaß zu 
begleiten. Dabei sollen besondere Gefahrenlagen erkannt 
und zum Schutz vor Infektionsgefahren für die mensch
liche Gesundheit angegangen werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
letzten Wochen zunehmend Verstöße gegen die Abstands-
gebote im Zuständigkeitsbereich des Bezirksamts Altona, 
konkret in den Stadtteilen Sternschanze und Altona-Alt-
stadt sowie im Umfeld des Alma-Wartenberg-Platzes im 

Stadtteil Ottensen, in den Abendstunden sowie zur Nacht-
zeit, festgestellt. Aufgrund der zurückliegenden Lockerun-
gen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und der 
damit einhergehenden Zunahme des geselligen Zusammen-
seins erfahren die vorgenannten Bereiche einen stetigen 
Zustrom an Besucherinnen und Besuchern, sowohl in den 
dortigen Gastronomiebetrieben als auch auf den umliegen-
den öffentlichen Flächen. Dabei konnte festgestellt werden, 
dass viele der anwesenden Personen ohne die gebotenen 
Abstände dicht und sichtlich alkoholisiert beieinander 
standen. Aufforderungen der Einsatzkräfte, die Abstands
regelungen einzuhalten, waren nicht geeignet, eine Verhal-
tensänderung der Besucherinnen und Besucher zu errei-
chen.

Das Bezirksamt Altona hatte bereits am Wochenende 
vom 26. Juni 2020 bis zum 28. Juni 2020 einzelnen Betrie-
ben den Außer-Haus-Verkauf von Alkohol untersagt. Diese 
punktuellen Maßnahmen konnten eine verlässliche Einhal-
tung der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO jedoch nicht sicherstellen. Die zunächst sicht
baren Erfolge waren nur vorübergehender Natur.

Auch am Wochenende vom 24. Juli 2020 bis zum 26. Juli 
2020 hat die Polizei Hamburg wiederholt massive Verstöße 
gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kontaktbeschränkun-
gen des § 4 sowie gegen die allgemeinen Hygienevorgaben 
des § 5 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO in den vorge-
nannten Stadtteilen festgestellt. Einhergehend mit der 
Ferien- und Urlaubszeit verzeichneten sowohl das Vergnü-
gungs- als auch das Rotlichtviertel in der Sternschanze und 
auf St. Pauli insgesamt wieder steigende Besucherzahlen. 
Genauso verhielt es sich im Stadtteil Ottensen, insbeson-
dere in dessen Kern (Alma-Wartenberg-Platz) und den 
umliegenden Straßenzügen. Dabei waren erstmals wieder 
Besucherzahlen erreicht worden, wie sie vor den beschrän-
kenden Maßnahmen vor der Eindämmung der Pandemie 
im März dieses Jahres üblich waren. Das Personenaufkom-
men war in den Nachtstunden bei Besucherinnen und 
Besuchern beliebten Orten wiederholt groß. Dabei waren 
insbesondere die Bereiche Sternschanze und die Große 
Freiheit auf St. Pauli betroffen. Wiederholt mussten Ein-
satzkräfte der Polizei Besucherströme lenken und in Teilen 
die Straßen gegen einen weiteren Zulauf absperren. Für den 
Bereich der Sternschanze konnte am 25. Juli 2020 festge-
stellt werden, dass in der Spitze zwischen 20:00 Uhr und 
24:00 Uhr bis zu 1.400 Besucherinnen und Besucher allein 
den Bereich Schulterblatt/Piazza aufgesucht hatten. Die 
Besucherinnen und Besucher des Stadtteils brachten nur in 
seltenen Fällen alkoholische Getränke zum Verzehr selbst 
mit. Der Erwerb von alkoholischen Getränken an den Kios-
ken bzw. Gaststätten führte zu einem sehr großen Andrang 
vor den entsprechenden Objekten. In den späten Abend- 
bzw. Nachstunden kam es alkoholbedingt zu einem 
enthemmten, teilweise auch zügellosem Verhalten der Besu-
cherinnen und Besucher.

Die Gehwege in den betroffenen Bereichen waren bereits 
ab den Nachmittagsstunden stärker frequentiert. Wenn-
gleich das Aufkommen zu dieser Zeit noch überschaubar 
war, herrschte an verschiedenen Stellen auf den Gehwegen 
aufgrund der Außengastronomie, Verkaufsständen und 
Baumbewuchs eine räumliche Enge. In den Abend- und 
Nachtstunden verstärkten zunehmende Besucherzahlen 
diese räumliche Enge spürbar. Einerseits versuchten viele 
Besucherinnen und Besucher über die Reeperbahn Gast-
stätten, Clubs, Diskotheken, Restaurants und vergleichbare 
Einrichtungen zu erreichen. Die Große Freiheit hatte inso-
weit nach der Einschätzung der Polizei Hamburg eine über-
geordnete bzw. bezirksübergreifende Bedeutung. Die vor-
herrschende Außengastronomie übte ebenfalls ihren Reiz 
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aus. Auf den Gehwegen wurden Engstellen dadurch ver-
stärkt, dass Besucherinnen und Besucher versuchten, sich 
über einen Außer-Haus-Verkauf mit alkoholischen Geträn-
ken zu versorgen. Es entstanden Warteschlangen, an denen 
sich Besucherinnen und Besucher vorbeidrängelten. 
Mund-Nasen-Bedeckungen wurden seitens der Gäste und 
Kundinnen sowie Kunden nur sehr selten getragen. Die 
Polizei Hamburg war gezwungen, mehrere Verkaufsverbote 
gemäß § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
auszusprechen. Dabei konnte festgestellt werden, dass jede 
einzelne Schließung von Verkaufsstellen zu Abwanderungs-
bewegungen zu anderen Verkaufsstellen führte. Dabei bil-
deten sich wiederum Warteschlagen, in denen das Abstands-
gebot der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO nicht einge-
halten wurde. Maßnahmen der Polizei Hamburg fanden 
keine bzw. nur wenig Akzeptanz und das Einschreiten der 
Einsatzkräfte wurde zwar kurzfristig, aber nicht nachhaltig 
befolgt.

Die Ereignisse der zurückliegenden Wochenenden 
haben gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO festgeschriebenen Maßnahmen nicht genügen, 
um einem ausreichenden bzw. umfassenden Infektions-
schutz Rechnung zu tragen. Zusammenfassend lässt sich 
somit feststellen, dass es zu Situationen gekommen ist, die 
es der Polizei Hamburg nicht mehr möglich machten, die 
Einhaltung des Abstandsgebots und der Hygienevorgaben 
ohne die Anwendung unmittelbaren Zwangs sicherzustel-
len. Es bedarf zusätzlicher Maßnahmen, die sicherstellen, 
dass die Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Ein
dämmungsVO, insbesondere dem Abstandsgebot gemäß 
§ 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, nachgekommen 
wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Altona 
als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß § 28 IfSG am 
30. Juli 2020 eine Allgemeinverfügung erlassen, mit der der 
Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Getränken für das 
vergangene Wochenende vom 31. Juli 2020 bis zum 
2. August 2020 jeweils von 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr des Fol-
getages in den betroffenen Stadtteilen untersagt wurde.

Die darauf folgenden Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg sowie des Bezirksamts Altona zeigten, 
dass im Vergleich zu den vorangegangenen Wochenenden 
weniger Personen in den betroffenen Vergnügungsvierteln 
auf St. Pauli und Altona unterwegs waren und sich wesent-
lich weniger Personenansammlungen gebildet haben. So 
suchten am vergangenen Wochenende lediglich 800 Perso-
nen den Bereich des Schulterblatts/Piazza auf. Auch in den 
übrigen betroffenen Gebieten konnte durch die Polizei 
Hamburg beobachtet werden, dass die Anzahl und die Ver-
dichtung der Menschenansammlungen im öffentlichen 
Raum sich immens reduziert haben. Es konnte insbeson-
dere festgestellt werden, dass sich die Besucherinnen und 
Besucher im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung wei-
testgehend an die Vorgaben der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO gehalten und sich zum überwiegenden Teil ver-
ständnisvoll und kooperativ verhalten haben. Dennoch 
ereigneten sich erneut Verstöße gegen das geltende 
Abstandsgebot sowie gegen die allgemeinen Hygienevorga-
ben der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, sodass die 
Polizei Hamburg in den Einsatzbereichen der Polizeikom-
missariate 15, 16 und 21 zahlreiche Ordnungswidrigkeiten-
verfahren einleiten, mehrere Parties auflösen und Betriebe 
gänzlich schließen musste.

Die von der Allgemeinverfügung betroffenen Orte in 
Altona sind insbesondere bei jungen Erwachsenen bekannt 
und attraktiv. Die Gruppe der 20 bis 39-jährigen gehört zu 
der regelmäßig am stärksten von einer SARS-CoV-2-Infek-
tion betroffenen Altersgruppe. Durch die eher zufällige 

Zusammenkunft von vielen Menschen sind die Kontakte 
untereinander vielfältig. Sollte es bei diesen zufälligen Tref-
fen verschiedener Gruppen zu Infektionen kommen, ist das 
Nachhalten der Kontakte nicht möglich. Dies macht das 
epidemiologisch gebotene Eingrenzen bzw. die Unterbre-
chung von Infektionsketten unmöglich. Die Herkunftsorte 
der Anwesenden sind größtenteils unbekannt. Es ist nicht 
ausgeschlossen, dass die Örtlichkeiten über den Bezirk 
Altona hinaus äußerst attraktiv wirken. Deshalb steht zu 
befürchten, dass die Infektionslage noch unübersichtlicher 
werden kann. Das Virus kann aus den unterschiedlichsten 
Bereichen in den Bezirk Altona hineingetragen werden und 
auch wieder in andere Teile der Freien und Hansestadt 
Hamburg und des Umlandes gebracht werden. Die beo
bachteten Personengruppen zeichnen sich durch eine ver-
gleichsweise große Mobilität aus, was zu einem wesentlich 
höheren Infektionsrisiko beiträgt. Sollte es aufgrund einer 
größeren Menschenansammlung im Bezirk Altona zu 
einem Infektionsausbruch kommen (superspreader), wäre 
ein sehr wirksames Mittel des öffentlichen Gesundheits-
dienstes, nämlich die Unterbrechung von Infektionsketten, 
ausgeschaltet.

Schon aufgrund der gegenwärtigen Wetterprognose 
(kein Regen, Außentemperaturen über 30° C) ist zu erwar-
ten, dass am kommenden Wochenende eine hohe Anzahl 
von Besucherinnen und Besuchern die von der Allgemein-
verfügung betroffenen Bereiche aufsuchen wird. Damit 
steigt das Risiko von epidemiologisch bedenklichen Men-
schenansammlungen im öffentlichen Raum. Das Bezirks
amt Altona hat sich angesichts dieser Umstände sowie auf-
grund der gestiegenen Anzahl an Neuinfektionen sowie der 
Rückkehr vieler Hamburgerinnen und Hamburgern aus 
den Sommerferien dazu entschlossen, den Außer-Haus-Ver-
kauf von alkoholischen Getränken in den vorgenannten 
Gebieten im Vorwege zu untersagen, um der Gefahr eines 
unkontrollierbaren Infektionsgeschehens wirksam zu be
gegnen.

II.

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist 
§ 28 Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem Veranstaltungen oder sonstige 
Ansammlungen von Menschen beschränken oder verbie-
ten. Dem steht nicht entgegen, dass durch diese Maßnahme 
Betreibern und Inhabern von Außer-Haus-Verkaufsstellen 
ein grundrechtlich geschütztes Verhalten (Verkauf von 
alkoholischen Getränken an bestimmten Tagen zu bestimm-
ten Uhrzeiten) untersagt wird und nicht feststeht, dass diese 
in Anspruch genommenen Personen zu den in § 28 Absatz 1 
Satz 1 IfSG genannten Personen (Kranke, Krankheits- bzw. 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider) zählen. Denn 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG ermöglicht es den zuständigen 
Behörden, notwendige Schutzmaßnahmen auch gegen 
Dritte, sogenannte Nichtstörer, zu ergreifen. Der Begriff der 
„Schutzmaßnahmen“ ist umfassend und eröffnet der Infek-
tionsschutzbehörde ein möglichst breites Spektrum an 
geeigneten Schutzmaßnahmen, welches durch die Notwen-
digkeit der Maßnahme im Einzelfall begrenzt wird. Die 
Feststellung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Anste-
ckungsverdächtigen oder Ausscheidern eröffnet zwar den 
Anwendungsbereich der Norm, begrenzt jedoch nicht den 
Kreis möglicher Adressaten infektionsschutzrechtlicher 
Anordnungen.
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Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahmen hat die zuständige Behörde die notwendigen 
Schutzmaßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu 
Grunde, dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, 
die bei Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage 
kommen können, nicht im Vorfeld bestimmen lässt. Unab-
hängig von der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die 
auf dem gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Ham-
burg Wirkung entfaltet, können weitere infektionsschutz-
rechtliche Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit 
diese durch die zuständige Behörde in bestimmten Berei-
chen bzw. Lagen als notwendig angesehen werden.

1.

Das Ziel der Allgemeinverfügung ist es, größere 
Ansammlungen von Personen zu verhindern, bei denen 
aufgrund einer Alkoholisierung die Gefahr besteht, dass die 
Hemmschwelle sinkt, die nach der HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiterhin zu befolgenden Vorgaben nicht 
einzuhalten. Durch die Allgemeinverfügung soll ein Beitrag 
zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und insbeson-
dere zur Verhinderung der Überlastung des Gesundheits-
systems geleistet werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen oder Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko-
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindestab-
stands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen besteht 
daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil dort die 
zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen Abstände 
zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not-
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund-
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund-
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg sicher-
zustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen der 
Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin-
aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer-
den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten-
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 
erkrankte Personen zu sichern.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und den anstehenden 
Sommernächten birgt ein hohes Potenzial, dass sich an ver-
schiedenen Orten über einen längeren Zeitraum Menschen-
ansammlungen bilden. Gerade bei gutem Wetter neigen die 
Bürgerinnen und Bürger erfahrungsgemäß dazu, sich im 
Freien zu versammeln. Zudem sinkt in erkennbarer Weise 
auch die Bereitschaft, sich an die Einschränkungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zu halten. Durch grö-
ßere Menschenmengen, die gemeinsam bzw. in größeren 
Gruppen alkoholische Getränke konsumieren und denen 

die Einhaltung der Abstands- und Hygieneregeln zuneh-
mend schwerer fällt, wird das Risiko einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 vergrößert.

Die Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei 
Hamburg sowie des Bezirksamts Altona haben gezeigt, dass 
aufgrund der enthemmenden Wirkung von Alkohol das 
Abstandsgebot nicht eingehalten wird. Die Einhaltung der 
Abstandsregelungen ist aber von enormer Wichtigkeit, um 
der Gefahr des Wiederanstiegs der Infektionszahlen zu 
begegnen. Maßnahmen wie diese, deren Zweck darauf 
gerichtet ist, die Abstandsregelungen wirksam durchzuset-
zen bzw. deren Einhaltung sicherzustellen, zumindest aber 
zu unterstützen, dienen somit einem ganz legitimen, allge-
meinem Interesse.

2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindest
abstandsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg-
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter-
sagen, da es anderenfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge-
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko-
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen der Gaststättenbetriebe weiterhin 
zulässig ist, ist damit zu rechnen, dass sich Besucherinnen 
und Besucher zunächst auf diese verteilen und im Falle 
eines nicht ausreichenden Platzangebotes mangels Alterna-
tiven die von der Allgemeinverfügung betroffenen Bereiche 
wieder verlassen.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste-
hen von Infektionsgefahren bereits im Vorfeld durch die 
Vermeidung der Bildung risikogeneigter Menschen
ansammlungen entgegen. Es macht darüber hinaus die 
polizeiliche Auflösung solcher Ansammlungen entbehrlich, 
wodurch sowohl das Konfliktpotenzial und als auch das 
Infektionsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriffs
intensitäten geht das Bezirksamt Altona davon aus, dass das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholischen Geträn-
ken die geeignetste Maßnahme darstellt. Aufgrund des 
dynamischen Infektionsgeschehens und der schwierigen 
Beherrschbarkeit spontan auftretender Handlungs
erfordernisse ist ein präventives dem repressiven Vorgehen 
vorzuziehen.

3.

Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken ist auch erforderlich.
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Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch in zeit
licher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme 
Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maß-
nahme der erforderlichen Eindämmung der Verbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge getan werden 
kann.

Auf Grundlage der am vergangenen Wochenende (zwi-
schen dem 31. Juli und dem 2. August 2020) gewonnenen 
Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass derzeit kein ande-
res Mittel zur Verfügung steht, welches in ähnlicher Weise 
geeignet wäre, um das legitime Ziel zu erreichen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
Alkohol zu versorgen. Zudem würden die ansässigen gastro-
nomischen Betriebe – die gemäß § 15 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiteren Vorgaben unterliegen – in einem 
unverhältnismäßig hohen Maß bei der Geschäftsausübung 
beeinträchtigt.

Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften sowie Gaststätten 
das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken im 
Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge hätte, 
können durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von 
alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätigkeiten 
weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel wird 
zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrechtzuerhal-
ten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre-
ten und den Aufenthalt in den betroffenen Bereichen für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos bzw. den Alko-
holkonsum außerhalb von konzessionierten Gaststätten 
grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der vergangenen Wochenenden haben 
zudem gezeigt, dass ein – insofern durch § 13 Absatz 4 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO gestattetes – repressi-
ves Vorgehen gegen einzelne Betriebe nicht geeignet ist, um 
die Entstehung größerer Menschenansammlungen nach-
haltig zu unterbinden. Soweit bereits gegen einzelne 
Betriebe ein Außer-Haus-Verkaufsverbot ausgesprochen 
wurde, musste festgestellt werden, dass die potentiellen 
Kundinnen und Kunden dann auf andere Betriebe ausgewi-
chen sind. Die infektionsschutzrechtlich bedenklichen 
Menschenansammlungen konnten durch diese Maßnah-
men nicht verhindert werden. Letzteres ist wesentlich, um 
dem Infektionsschutz in hinreichende Weise nachzukom-
men.

Die Erfahrungen am zurückliegenden Wochenende 
haben zudem gezeigt, dass durch die präventive Untersa-
gung das Entstehen infektionsschutzrechtlich kritischer 
Menschenansammlung bereits im Vorwege effektiv unter-
bunden werden kann. Durch die Polizei Hamburg und das 
Bezirksamt Altona wurde zwar festgestellt, dass die Anzahl 
der anwesenden Personen nicht zwingend geringer war als 
an den Wochenenden ohne die Untersagung des Außer-
Haus-Verkaufs von alkoholischen Getränken. Es wurde 
allerdings deutlich sichtbar, dass es den anwesenden Perso-
nen erheblich leichter fiel, die aus infektionsschutzrecht
licher Sicht gebotenen Regeln einzuhalten

Es ist auch erforderlich, den räumlichen Geltungsbe-
reich dieser Allgemeinverfügung weiterhin beizubehalten. 

Dieser beruht auf den von der Polizei Hamburg sowie dem 
Bezirksamt Altona an den zurückliegenden Wochenenden 
gewonnenen Erkenntnissen. Der Bereich Sternschanze 
sowie das Ottenser Zentrum werden regelmäßig von aus-
wärtigen Besucherinnen und Besuchern frequentiert. Die 
in diesem Bereich belegenen Betriebe dienen vordringlich 
der Versorgung der Besucherinnen und Besucher mit alko-
holischen Getränken.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen keine Menschenansammlun-
gen in einem Übermaß erkennbar waren, hindert dies nicht 
an der Einbeziehung in den räumlichen Geltungsbereich 
der Allgemeinverfügung. Dabei handelt es sich um Randbe-
reiche der von der Polizei Hamburg identifizierten Schwer-
punktbereiche. Das Bezirksamt Altona geht allerdings 
davon aus, dass bei einer nur punktuellen Untersagung des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke an den 
Schwerpunkten mit Abwanderungsbewegungen zu fußläu-
fig erreichbaren Ausweichorten zu rechnen ist. Die 
Erkenntnisse aus den vorangegangenen Wochen zeigen, 
dass insbesondere jüngere Besucherinnen und Besucher 
äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt sind, unter-
schiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis mittlere 
Strecken in Kauf zu nehmen.

Die Bezirksämter Eimsbüttel und Hamburg-Mitte 
haben bereits angekündigt, ähnliche Allgemeinverfügun-
gen zu erlassen, sodass sichergestellt werden kann, dass sich 
das infektionsschutzrechtlich problematische Geschehen 
nicht schlicht in andere Bezirke verlagert.

Weiterhin ist die zeitliche Einschränkung des Verbots 
des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke erforder-
lich.

Durch die zeitliche Begrenzung der Allgemeinverfü-
gung wird sichergestellt, dass die Gewerbetätigkeiten der 
Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt werden und 
dass an den betroffenen Tagen in einem ausreichenden 
Maße alkoholische Getränke angeboten werden können. 
Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt sich ent-
nehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späteren 
Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot wird 
sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 20:00 Uhr vollzieht. Insofern würde ein etwaiger spä-
terer Beginn des Verbots des Außer-Haus-Verkaufs von 
alkoholischen Getränken um 22:00 Uhr nicht dieselbe Wir-
kung entfalten können, da die Besucherinnen und Besucher 
sich zu diesem Zeitpunkt bereits übermäßig mit alkoholi-
schen Getränken versorgt haben könnten.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird durch die 
Allgemeinverfügung gewährleistet, dass die übrige Gewer-
betätigkeit uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Die 
Gastronomiebetriebe dürfen im Rahmen ihrer konzessio-
nierten Tätigkeiten weiterhin alkoholische Getränke aus-
schenken. Für Supermärkte, Kioske, Tankstellen, Lieferbe-
triebe und vergleichbare Gewerbebetriebe verbleibt es bei 
der Möglichkeit, das übrige Sortiment an Kundinnen und 
Kunden zu verkaufen. Dass in diesem Zusammenhang 
sogenannte Kofferraumgeschäfte und private Straßenver-
käufe nicht zulässig sind und nicht geduldet werden kön-
nen, versteht sich von selbst.
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4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtliche Vorgehen richtet sich 
zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die Entstehung 
von Gefährdungslagen nach den bisherigen polizeilichen 
Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit absehbar ist. 
Das behördliche Vorgehen entspricht dem Gebot der Ver-
hältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an das aktuelle 
polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll ausgewählt 
wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Art. 12 Absatz 1 GG beeinträchtigt. Die Auswirkun-
gen des Eingriffs beschränken sich jedoch auf einen über-
schaubaren Zeitraum und betreffen – hinsichtlich des Ein-
zelhandels – lediglich einen Randbereich der geschäftlichen 
Tätigkeit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende vom 
7. bis zum 8. August 2020, jeweils von 20:00 Uhr bis um 
6:00 Uhr des Folgetages beschränkt, da aufgrund der guten 
Wetterlage anzunehmen ist, dass auch am kommenden 
Wochenende wieder vermehrt viele Bürgerinnen und Bür-
ger das betroffene Gebiet zum geselligen Zusammensein 
aufsuchen werden. Eine etwaige Vorverlagerung auf 18:00 
Uhr würde die Betroffenen über das gebotene Maß hinaus 
einschränken, da die Zeit vor 20:00 Uhr überwiegend durch 
ein touristisches Publikum geprägt ist. Das Bezirksamt 
Altona hat im Vergleich zur Allgemeinverfügung vom 
30. Juli 2020 den zeitlichen Geltungsbereich beschränkt. 
Eine Ausweitung auf Sonntag, den 9. August 2020, war auf-
grund der am vergangenen Wochenende gewonnen 
Erkenntnisse nicht mehr angemessen.

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutzes in der Zeit des äußerst dynamischen 
Verlaufs der Corona-Pandemie zurückzustehen. Das 
Bezirksamt Altona verkennt nicht, dass mit dem abermali-
gen Erlass einer Allgemeinverfügung zum Verbot des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke eine gegen-
über dem vergangenen Wochenende weitergehende, weil 
fortgesetzte und vertiefte wirtschaftliche Belastung der 
Gewerbetreibenden – insbesondere der Kioskbetreiber – 
einhergeht. In Anbetracht der möglichen Folgen einer wei-
teren Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 kann die 
Entscheidung über die notwendigen Infektionsschutzmaß-
nahmen aber grundsätzlich nicht „nach Kassenlage“ getrof-
fen werden. Dies gilt auch nicht nur für Kioskbetreiber, 
sondern auch für viele andere Branchen und Gewerbetrei-
benden. Ein unzumutbares Sonderopfer wird den Kioskbe-
treibern daher durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke nicht abverlangt.

Das Bezirksamt Altona erkennt an, dass es sich bei den 
von der Allgemeinverfügung Betroffenen nicht um unmit-
telbare Störer handelt. Allerdings haben die zurückliegen-
den Wochenenden bzw. die von der Polizei Hamburg 
gewonnen Erkenntnisse gezeigt, dass eine direkte Anspra-
che der Störer nicht geeignet ist, um die infektionsschutz-
rechtlich gebotene Einhaltung der Regelungen der Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO sowie der allgemeinen 
Hygieneregeln zu erreichen. Letztlich konnte die Polizei 
Hamburg immer nur für die Auflösung rechtswidriger 
Zustände sorgen, das Entstehen der Gefahrenlage aber 

selbst nicht verhindern. Nach der Einschätzung des 
Bezirksamts Altona kann leider noch nicht von einem ver-
antwortungsbewussten Verhalten der Besucherinnen und 
Besucher der von dieser Allgemeinverfügung betroffenen 
Bereiche ausgegangen werden, sodass ein behördliches Ein-
schreiten weiterhin notwendig ist. Dies wird dadurch deut-
lich, dass auch am vergangenen Wochenende weiterhin 
Verstöße gegen die HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
geahndet und Betriebe geschlossen werden mussten. Vor 
dem Hintergrund des hohen Infektionsrisikos und im 
Sinne einer effektiven Gefahrenabwehr sind hier Maßnah-
men zu ergreifen, die sich auch gegen Nichtstörer richten 
können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Absatz 2 Nr. 4 Alt. 1 HmbVw-
VfG abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im 
vorliegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirks
amtes Altona nicht ausgeschlossen werden, dass es durch 
die zu erwartenden Menschenansammlungen sowie den 
Alkoholkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren für 
die anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine hohe 
Krankheitsübertragungsrate vom Coronavirus SARS-
CoV-2 kommen wird.

6.

Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 
gemäß § 41 Absatz 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Absatz 1 HmbVwVfG gegen-
über demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Dies ist 
vorliegend der Fall. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke wird für das bevorstehende Wochen-
ende vom 7. August 2020 bis zum 8. August 2020 angeord-
net. Eine etwaige Bekanntmachung im Amtlichen Anzeiger 
würde zu einem Zeitverlust führen. Die Allgemeinverfü-
gung könnte somit für das bevorstehende Wochenende 
keine Wirksamkeit entfalten.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Absatz 4 
Satz 4 HmbVwVfG im Foyer des Bezirksamts Altona, Platz 
der Republik 1, 22765 Hamburg, eingesehen werden. Die 
Allgemeinverfügung wurde am 6. August 2020 auf der 
Internetseite des Bezirksamts Altona (https://hamburg.de/
altona) zugänglich gemacht und wird somit am 7. August 
2020 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Altona, 
Platz der Republik 1, 22765 Hamburg, Widerspruch erho-
ben werden.

Amtl. Anz. Nr. 72Freitag, den 14. August 20201490



Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 € geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Altona die Polizei Hamburg ersucht, im Wege 
der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Dr. von Berg
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Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Bezirksamtes Eimsbüttel 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste-
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am 
6. August 2020, 13.20 Uhr, im Internet zugänglich gemacht 
worden und unter https://www.hamburg.de/eimsbuettel 
abrufbar.

Hamburg, den 6. August 2020

Das Bezirksamt Eimsbüttel

Amtl. Anz. S. 1494

Allgemeinverfügung 
des Bezirksamtes Eimsbüttel 

zum Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke

Das Bezirksamt Eimsbüttel erlässt als zuständige 
Behörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des Infektionsschutzge-
setzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I. 
S. 1385) geändert worden ist, in Verbindung mit Ziffer I 
Absatz 1 der Anordnung über Zuständigkeiten im Infek
tionsschutzrecht vom 27. März 2001 (HmbGVBl. S. 1113), 
zuletzt geändert durch Anordnung vom 23. Juni 2020 
(Amtl. Anz. S. 1201), die folgende Allgemeinverfügung:
1.	 Der Verkauf und die Abgabe von alkoholischen 

Getränken innerhalb des in der Anlage dargestellten 
räumlichen Geltungsbereichs ist am Freitag, den 07. 
August 2020 und Sonnabend, den 08. August 2020 
jeweils von 20 Uhr bis 6 Uhr des Folgetages untersagt. 
Ausgenommen hiervon ist der Ausschank von alkoho-
lischen Getränken im konzessionierten Bereich, ein-
schließlich der genehmigten Außengastronomie von 
Gaststätten, für den Verzehr an Ort und Stelle.

2.	 Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Zugänglichmachung im Internet unter https:// 
www.hamburg.de/eimsbuettel als bekannt gegeben.

Begründung

I.

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan 
erstmals die Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche 
durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht 
wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung weltweit aus. 
Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe schwer, 
auch tödliche Krankheitsverläufe kommen vor. Die Gefähr-
dung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland 
wird, insbesondere mit Blick auf die aktuelle Reisesaison, 
nach der Bewertung des Robert-Koch-Instituts, das für die 
Vorbeugung übertragbarer Krankheiten und die Verhinde-
rung der Weiterverbreitung von Infektionen eine besondere 
Expertise aufweist (§ 4 IfSG), unverändert als hoch einge-
schätzt. Nach den vorliegenden medizinischen Erkenntnis-
sen ist die Erkrankung sehr infektiös.

Es handelt sich weltweit und in Deutschland um eine 
sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Die 
Anzahl der neu übermittelten Fälle war in Deutschland seit 

etwa Mitte März bis Anfang Juli rückläufig, seitdem nimmt 
die Fallzahl stetig zu. Einige Kreise übermitteln derzeit 
zwar nur wenige bzw. keine Fälle an das Robert-Koch-Insti-
tut. Es kommt aber zunehmend wieder zu einzelnen Aus-
bruchsgeschehen, die erhebliche Ausmaße erreichen kön-
nen. Das Robert Koch-Institut schätzt die Gefährdung für 
die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland derzeit 
weiterhin insgesamt als hoch ein, für Risikogruppen sogar 
als sehr hoch.

Das SARS-CoV-2-Virus ist grundsätzlich leicht von 
Mensch zu Mensch übertragbar. Das Infektionsrisiko ist 
stark von der regionalen Verbreitung, von den Lebensbe-
dingungen (Verhältnissen) und auch vom individuellen 
Verhalten (AHA-Regel: Abstand halten, Hygiene beachten, 
Alltagsmasken tragen) abhängig. Der Hauptübertragungs-
weg für SARS-CoV-2 ist die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Flüssigkeitspartikel, die beim Atmen, Husten, 
Sprechen und Niesen entstehen. Je nach Partikelgröße 
unterscheidet man zwischen Tröpfchen und Aerosolen, 
wobei der Übergang zwischen beiden Formen fließend ist. 
Während insbesondere größere respiratorische Tröpfchen 
schnell zu Boden sinken, können Aerosole auch über län-
gere Zeit in der Luft schweben und sich in geschlossenen 
Räumen verteilen. Ob und wie schnell die Tröpfchen und 
Aerosole absinken oder in der Luft schweben, ist neben der 
Größe der Partikel von einer Vielzahl weiterer Faktoren, 
u. a. der Temperatur und der Luftfeuchtigkeit, abhängig. 
Beim Atmen und Sprechen, aber noch stärker beim Schreien 
und Singen werden Aerosole ausgeschieden; beim Husten 
und Niesen entstehen zusätzlich deutlich mehr Tröpfchen. 
Neben der steigenden Lautstärke können auch individuelle 
Unterschiede zur verstärkten Freisetzung beitragen. Grund-
sätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegen-
über Tröpfchen und Aerosolen im Umkreis von 1 bis 2 
Metern um eine infizierte Person herum erhöht. Da weder 
eine spezifische Therapie noch eine Impfung zur Verfügung 
stehen, müssen alle Maßnahmen darauf gerichtet sein, die 
Verbreitung des Virus so gut wie möglich zu verhindern. 
Der Schutz der Gesundheit der Bevölkerung hängt nach 
den Einschätzungen des Robert-Koch-Instituts maßgeblich 
von der Einhaltung des Abstandsgebots, Kontaktbeschrän-
kungen, Tragen von Mund-Nasen-Bedeckungen sowie den 
eingeleiteten Gegenmaßnahmen (Kontaktnachverfolgung, 
Quarantäne und Testungen) ab.

Hierfür hat die Freie und Hansestadt Hamburg mit der 
Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des Corona-
virus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg 
vom 30. Juni 2020 (HmbGVBl., S. 365 – HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO) entsprechende Vorgaben erlas-
sen. Nach § 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO ist jede 
Person aufgerufen, die körperlichen Kontakte zu anderen 
Personen als den Angehörigen des eigenen Haushalts auf 
ein absolut nötiges Minimum zu reduzieren, die aktuellen 
Empfehlungen der zuständigen öffentlichen Stellen zur 
Vermeidung der Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 
zu beachten und hierzu geeignete Hygienemaßnahmen ein-
zuhalten. Nach Absatz 2 dieser Vorschrift müssen Personen 
an öffentlichen Orten grundsätzlich einen Mindestabstand 
von 1,5 m zueinander einhalten (Abstandsgebot). Ausnah-
men gelten nur in einem eingeschränkten Maße.

Hintergrund für diese strikte Regelung ist, dass es bei 
größeren Ansammlungen von Personen schnell zu einer 
Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2-Erregern 
kommen kann. Bei jeder Zusammenkunft einer größeren 
Gruppe von Personen besteht die konkrete und erhöhte 
Gefahr einer Ansteckung. Wenn dabei die Hygieneregeln, 
insbesondere die Mindestabstände, nicht sicher eingehalten 
werden oder aufgrund der örtlichen Bedingungen nicht 
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mehr eingehalten werden können, begünstigt dies die Über-
tragung von SARS-CoV-2 von Mensch zu Mensch.

Bei Zusammenkünften einer Vielzahl von Menschen, 
bei denen Einzelne Träger des Erregers sein können, ist im 
Falle eines Ausbruchsgeschehens eine Kontaktnachverfol-
gung faktisch nur noch sehr eingeschränkt möglich, insbe-
sondere dort, wo keine Kontaktdatenerhebung stattfindet. 
Hierdurch kann einer Ausbreitung des Virus maßgeblich 
Vorschub geleistet werden. Dies gilt es, in der konkreten 
Situation, die trotz der vom Hamburger Senat beschlosse-
nen Lockerungen weiterhin auf Kontaktbeschränkungen 
und Abstandhalten als wirksame Maßnahmen des Infek
tionsschutzes ausgerichtet sind, zu verhindern. Sofern ins-
besondere im Zusammenhang mit den Konsum von alko-
holischen Getränken, die vorgenannten Mindeststandards, 
die verbindlich in der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
festgeschrieben sind, von einer großen Anzahl von Perso-
nen nicht mehr eingehalten werden, bedarf es weitergehen-
der Anordnungen, um einen Gesundheitsschutz effektiv zu 
gewährleisten.

Das Bestreben des Bezirksamts Eimsbüttel als zustän-
dige Infektionsschutzbehörde ist, die Lockerungen der 
Beschränkungen, die vom Senat der Freien und Hansestadt 
Hamburg erlassen wurden, mit Augenmaß zu begleiten. 
Dabei sollen besondere Gefahrenlagen erkannt und zum 
Schutz vor Infektionsgefahren für die menschliche Gesund-
heit angegangen werden.

Die Einsatzkräfte der Polizei Hamburg haben in den 
letzten Wochen zunehmend Verstöße gegen die Abstands-
gebote im Zuständigkeitsbereich des Bezirksamts Eimsbüt-
tel, konkret in dem Stadtteil Eimsbüttel und hier im 
Umfeld der Altonaer Straße, in den Abendstunden sowie 
zur Nachtzeit, festgestellt. Aufgrund der zurückliegenden 
Lockerungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und 
der damit einhergehenden Zunahme des geselligen Zusam-
menseins erfährt der vorgenannte Bereich einen stetigen 
Zustrom an Besucherinnen und Besuchern, sowohl in den 
dortigen Alkoholverkaufsstellen als auch auf den umliegen-
den öffentlichen Flächen. Dabei war in der Regel festzustel-
len, dass viele der anwesenden Personen ohne die gebotenen 
Abstände dicht und sichtlich alkoholisiert beieinander 
standen. Aufforderungen der Einsatzkräfte, die Abstands
regelungen einzuhalten, waren nicht geeignet, eine Verhal-
tensänderung der Besucherinnen und Besucher zu errei-
chen.

Im Bezirk Altona wurde bereits am Wochenende vom 
26. Juni 2020 bis zum 28. Juni 2020 einzelnen Betrieben der 
Außer-Haus-Verkauf von Alkohol untersagt. Diese punktu-
ellen Maßnahmen konnten eine verlässliche Einhaltung 
der Regelungen der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
jedoch nicht sicherstellen. Die zunächst sichtbaren Erfolge 
waren nur vorübergehender Natur.

Auch am Wochenende vom 24. Juli 2020 bis zum 26. Juli 
2020 hat die Polizei Hamburg wiederholt massive Verstöße 
gegen das Abstandsgebot des § 3, die Kontaktbeschränkun-
gen des § 4 sowie gegen die allgemeinen Hygienevorgaben 
des § 5 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO im unmittel-
bar angrenzenden Stadtteil Sternschanze festgestellt. Ein-
hergehend mit der Ferien- und Urlaubszeit verzeichneten 
sowohl das Vergnügungs- als auch das Rotlichtviertel in der 
Sternschanze und auf St. Pauli insgesamt wieder steigende 
Besucherzahlen. Dabei waren erstmals wieder Besucherzah-
len erreicht worden, wie sie vor den beschränkenden Maß-
nahmen vor der Eindämmung der Pandemie im März die-
ses Jahres üblich waren. Das Personenaufkommen war in 
den Nachtstunden bei Besucherinnen und Besuchern 
beliebten Orten wiederholt groß. Dabei waren insbesondere 

die Bereiche Sternschanze und die Große Freiheit auf St. 
Pauli betroffen. Wiederholt mussten Einsatzkräfte der Poli-
zei Besucherströme lenken und in Teilen die Straßen gegen 
einen weiteren Zulauf absperren. Für den Bereich der 
Sternschanze konnte am 25. Juli 2020 festgestellt werden, 
dass in der Spitze zwischen 20 Uhr und 24 Uhr bis zu 1.400 
Besucherinnen und Besucher allein den Bereich Schulter-
blatt/Piazza aufgesucht hatten. Die Besucherinnen und 
Besucher des Stadtteils brachten nur in seltenen Fällen 
alkoholische Getränke zum Verzehr selbst mit. Der Erwerb 
von alkoholischen Getränken an den Kiosken bzw. Gast-
stätten führte zu einem sehr großen Andrang vor den ent-
sprechenden Objekten. In den späten Abend- bzw. Nach-
stunden kam es alkoholbedingt zu einem enthemmten, 
teilweise auch zügellosem Verhalten der Besucherinnen und 
Besucher. Der Ortsteil Sternschanze liegt in unmittelbarer 
Nähe zum oben genannten Bereich der Altonaer Straße des 
Zuständigkeitsbereiches des Bezirksamtes Eimsbüttel.

Die Polizei Hamburg war gezwungen, mehrere Ver-
kaufsverbote gemäß § 13 Absatz 4 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO für Lokale auszusprechen. Dies hatte zur 
Folge, dass der Bedarf an alkoholischen Getränken fast 
vollständig aus Kiosken gedeckt wurde. Dabei konnte fest-
gestellt werden, dass jede einzelne Schließung von Ver-
kaufsstellen zu Abwanderungsbewegungen zu anderen Ver-
kaufsstellen führte. Dabei bildeten sich wiederum Warte-
schlagen, in denen das Abstandsgebot der HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO nicht eingehalten wurde. Maß-
nahmen der Polizei Hamburg fanden keine bzw. nur wenig 
Akzeptanz und das Einschreiten der Einsatzkräfte wurde 
zwar kurzfristig, aber nicht nachhaltig, befolgt. Es ist zu 
erwarten, dass die Schließung der Alkoholverkaufsstellen 
und Lokale im Bereich des Schulterblatts zu Abwande-
rungsbewegungen in Richtung Altonaer Straße führen 
wird.

Die Ereignisse der zurückliegenden Wochenenden 
haben gezeigt, dass die in der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO festgeschriebenen Maßnahmen nicht genügen, 
um einem ausreichenden bzw. umfassenden Infektions-
schutz Rechnung zu tragen. Zusammenfassend lässt sich 
somit feststellen, dass es zu Situationen gekommen ist, die 
es der Polizei Hamburg nicht mehr möglich machten, die 
Einhaltung des Abstandsgebots und der Hygienevorgaben 
ohne die Anwendung unmittelbaren Zwangs sicherzustel-
len. Es bedarf zusätzlicher Maßnahmen, die sicherstellen, 
dass die Regelungen der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO, insbesondere dem Abstandsgebot gemäß 
§ 3 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, nachgekommen 
wird.

Angesichts dieser Umstände hat das Bezirksamt Eims-
büttel als zuständige Infektionsschutzbehörde gemäß § 28 
IfSG am 30. Juli 2020 eine Allgemeinverfügung erlassen, 
mit der der Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Geträn-
ken für das vergangene Wochenende vom 31. Juli 2020 bis 
zum 02.August 2020 jeweils von 20 Uhr bis 6 Uhr des Folge-
tages in dem betroffenen Ortsteil untersagt wurde. Diese 
Maßnahme hat sich im Nachhinein als zweckmäßig erwie-
sen.

Die darauf folgenden Lage- und Einsatzberichte der 
Polizei Hamburg zeigen, dass im Vergleich zu den vorange-
gangenen Wochenenden weniger Personen in den betroffe-
nen Vergnügungsvierteln unterwegs waren und sich wesent-
lich weniger Personenansammlungen gebildet haben. So 
suchten am vergangenen Wochenende lediglich 800 Perso-
nen den Bereich des Schulterblatts/Piazza auf. Auch in den 
übrigen betroffenen Gebieten konnte durch die Polizei 
Hamburg beobachtet werden, dass die Anzahl und die Ver-
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dichtung der Menschenansammlungen im öffentlichen 
Raum sich immens reduziert haben. Es konnte insbeson-
dere festgestellt werden, dass sich die Besucherinnen und 
Besucher im Geltungsbereich der Allgemeinverfügung wei-
testgehend an die Vorgaben der HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO gehalten und sich zum überwiegenden Teil ver-
ständnisvoll und kooperativ verhalten haben. Dennoch 
ereigneten sich erneut Verstöße gegen das geltende 
Abstandsgebot sowie gegen die allgemeinen Hygienevorga-
ben der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, sodass die 
Polizei Hamburg in den Einsatzbereichen der Polizeikom-
missariate 15, 16 und 21 zahlreiche Ordnungswidrigkeiten-
verfahren einleiten, mehrere Parties auflösen und Betriebe 
gänzlich schließen musste.

Der von der Allgemeinverfügung betroffene Ort in 
Eimsbüttel ist insbesondere bei jungen Erwachsenen 
bekannt und attraktiv. In der Gruppe der 20 bis 39-jährigen 
zeigen sich die höchsten Infektionszahlen mit dem SARS-
CoV-2 Virus. Durch die eher zufällige Zusammenkunft von 
vielen Menschen sind die Kontakte untereinander vielfäl-
tig. Sollte es bei diesen zufälligen Treffen verschiedener 
Gruppen zu Infektionen kommen, ist das Nachhalten der 
Kontakte nicht möglich. Dies macht das epidemiologisch 
gebotene Eingrenzen bzw. die Unterbrechung von Infekti-
onsketten unmöglich. Die Herkunftsorte der Anwesenden 
sind größtenteils unbekannt. Es ist nicht ausgeschlossen, 
dass die Örtlichkeit über den Bezirk Eimsbüttel hinaus 
äußerst attraktiv wirken. Deshalb steht zu befürchten, dass 
die Infektionslage noch unübersichtlicher werden kann. 
Das Virus kann aus den unterschiedlichsten Bereichen in 
den Bezirk Eimsbüttel hineingetragen werden und auch 
wieder in andere Teile der Freien und Hansestadt Hamburg 
und des Umlandes gebracht werden. Die beobachteten Per-
sonengruppen zeichnen sich durch eine vergleichsweise 
große Mobilität aus, was zu einem wesentlich höheren 
Infektionsrisiko beiträgt. Sollte es aufgrund einer größeren 
Menschenansammlung im Bezirk Eimsbüttel zu einem 
Infektionsausbruch kommen (superspreading event), wäre 
ein sehr wirksames Mittel des öffentlichen Gesundheits-
dienstes, nämlich die Unterbrechung von Infektionsketten, 
ausgeschaltet.

Aufgrund der gegenwärtigen Wetterprognose (kein 
Regen, Außentemperaturen bis zu 33° C) ist zu erwarten, 
dass am kommenden Wochenende eine hohe Anzahl von 
Besucherinnen und Besuchern die von der Allgemeinverfü-
gung betroffenen Bereich aufsuchen wird. Damit steigt das 
Risiko von epidemiologisch bedenklichen Menschen
ansammlungen im öffentlichen Raum. Das Bezirksamt 
Eimsbüttel hat sich angesichts dieser Umstände sowie auf-
grund der gestiegenen Anzahl an Neuinfektionen sowie der 
Rückkehr vieler Hamburgerinnen und Hamburgern aus 
den Sommerferien dazu entschlossen, den Außer-Haus-Ver-
kauf von alkoholischen Getränken in dem vorgenannten 
Gebiet im Vorwege zu untersagen, um der Gefahr eines 
unkontrollierbaren Infektionsgeschehens wirksam zu 
begegnen.

II.

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist 
§ 28 Absatz 1 IfSG. Danach hat die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Ver-
storbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die 
Behörde kann zudem Veranstaltungen oder sonstige 
Ansammlungen von Menschen beschränken oder verbie-

ten. Dem steht nicht entgegen, dass durch diese Maßnahme 
Betreibern und Inhabern von Außer-Haus-Verkaufsstellen 
ein grundrechtlich geschütztes Verhalten (Verkauf von 
alkoholischen Getränken an bestimmten Tagen zu bestimm-
ten Uhrzeiten) untersagt wird und nicht feststeht, dass diese 
in Anspruch genommenen Personen zu den in § 28 Absatz 1 
Satz 1 IfSG genannten Personen (Kranke, Krankheits- bzw. 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider) zählen. Denn 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG ermöglicht es den zuständigen 
Behörden, notwendige Schutzmaßnahmen auch gegen 
Dritte, sogenannte Nichtstörer, zu ergreifen. Der Begriff der 
„Schutzmaßnahmen“ ist umfassend und eröffnet der Infek-
tionsschutzbehörde ein möglichst breites Spektrum an 
geeigneten Schutzmaßnahmen, welches durch die Notwen-
digkeit der Maßnahme im Einzelfall begrenzt wird. Die 
Feststellung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Anste-
ckungsverdächtigen oder Ausscheidern eröffnet zwar den 
Anwendungsbereich der Norm, begrenzt jedoch nicht den 
Kreis möglicher Adressaten infektionsschutzrechtlicher 
Anordnungen.

Hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaß-
nahmen hat die zuständige Behörde die notwendigen 
Schutzmaßnahmen zu treffen. Dem liegt die Erwägung zu 
Grunde, dass sich die Bandbreite der Schutzmaßnahmen, 
die bei Auftreten einer übertragbaren Krankheit in Frage 
kommen können, nicht im Vorfeld bestimmen lässt. Unab-
hängig von der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO, die 
auf dem gesamten Gebiet der Freien und Hansestadt Ham-
burg Wirkung entfaltet, können weitere infektionsschutz-
rechtliche Schutzmaßnahmen ergriffen werden, soweit 
diese durch die zuständige Behörde in bestimmten Berei-
chen bzw. Lagen als notwendig angesehen werden.

1.

Das Ziel der Allgemeinverfügung ist, größere Ansamm-
lungen von Personen, bei denen aufgrund der Alkoholisie-
rung die Gefahr besteht, dass die Hemmschwelle sinkt, die 
nach der HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO weiterhin zu 
befolgenden Vorgaben einzuhalten, im Umfeld der Altonaer 
Straße im Stadtteil Eimsbüttel zu verhindern. Durch die 
Allgemeinverfügung soll ein Beitrag zum Schutz der 
Gesundheit der Bevölkerung und insbesondere zur Verhin-
derung der Überlastung des Gesundheitssystems geleistet 
werden.

Der Konsum alkoholischer Getränke fördert durch eine 
zunehmend unkontrollierte Artikulationsweise des Men-
schen die Gefahr der Übertragung von SARS-CoV-2 mittels 
Tröpfchen, Aerosolen oder ähnlichem von Mensch zu 
Mensch. Dies wiegt besonders schwer, da der Konsum alko-
holischer Getränke auch dazu führt, dass die Reaktions- 
und Wahrnehmungsfähigkeit beeinträchtigt wird und in 
Bezug auf räumliche Abstände nachlässt. Zudem sinkt auch 
die Bereitschaft, Anordnungen der Polizei zu befolgen. Die 
Gefahr der Unterschreitung des vorgesehenen Mindestab-
stands steigt dadurch. Bei den beobachteten Ansammlun-
gen (zum Teil erheblich) alkoholisierter Personen besteht 
daher ein besonders hohes Infektionsrisiko, weil dort die 
zur Vermeidung von Ansteckungen erforderlichen Abstände 
zwischen Menschen nicht eingehalten werden.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus und 
Erkrankungen an COVID-19 müssen wirksame Maßnah-
men zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur 
Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. 
Weitreichende effektive Maßnahmen sind dringend not-
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Gesund-
heitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung des Gesund-
heitssystems in der Freien und Hansestadt Hamburg sicher-
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zustellen. Die bereits ergriffenen Maßnahmen dienen der 
Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems über einen absehbar längeren Zeitraum hin-
aus. Für die stationären und teilstationären Einrichtungen 
muss dringend der notwendige Spielraum geschaffen wer-
den, um die erforderliche Leistungsfähigkeit für die zu 
erwartenden erhöhten Behandlungserfordernisse im Inten-
sivbereich unter Isolierbedingungen für an COVID-19 
erkrankte Personen zu sichern.

Die Abgabe von alkoholischen Getränken zu später 
Stunde in Verbindung mit den weiteren Lockerungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO und den anstehenden 
Sommernächten birgt ein hohes Potenzial, dass sich an ver-
schiedenen Orten über einen längeren Zeitraum Menschen-
ansammlungen bilden. Gerade bei gutem Wetter neigen die 
Bürgerinnen und Bürger erfahrungsgemäß dazu, sich im 
Freien zu versammeln. Zudem sinkt in erkennbarer Weise 
auch die Bereitschaft, sich an die Einschränkungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO zu halten. Durch die 
Ansammlung größerer Menschenmengen, die gemeinsam 
bzw. in größeren Gruppen alkoholische Getränke konsu-
mieren und denen die Einhaltung der Abstands- und Hygi-
eneregeln zunehmend schwerer fällt, wird das Risiko einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vergrößert.

Die Beobachtungen von Einsatzkräften der Polizei 
Hamburg im Rahmen der Kontrollen am vergangenen 
Wochenende sowie in der Vergangenheit in den betroffenen 
Gebieten, haben gezeigt, dass aufgrund der enthemmenden 
Wirkung von Alkohol, das Abstandsgebot nicht eingehalten 
wird. Die Einhaltung der Abstandsregelungen ist jedoch 
von enormer Wichtigkeit, um der Gefahr eines unkontrol-
lierbaren Wiederanstiegs der Infektionszahlen zu begegnen. 
Maßnahmen wie diese, deren Zweck darauf gerichtet ist, die 
Abstandsregelungen wirksam durchzusetzen bzw. deren 
Einhaltung sicherzustellen, zumindest aber zu unterstüt-
zen, dienen somit einem ganz legitimen, allgemeinem Inte-
resse.

2.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
Getränke ist geeignet, um den Infektionsgefahren wirksam 
zu begegnen und somit die Einhaltung der Mindest
abstandsregelungen nach § 3 HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO sicherzustellen.

Die Verfügbarkeit von alkoholischen Getränken zum 
Verzehr im öffentlichen Raum fördert und förderte auch in 
der Vergangenheit die Entstehung und das Andauern von 
Menschenansammlungen in den betroffenen Gebieten. Das 
Verbot des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke 
mindert die Attraktivität des öffentlichen Raums für 
Zusammenkünfte und verringert so das Risiko, dass sich 
überhaupt derart große Ansammlungen bilden, die nur mit 
großem Aufwand punktuell und auch nur kurzfristig erfolg-
reich aufgelöst werden können. Aus denselben Erwägungen 
ist auch die bloße Abgabe alkoholischer Getränke zu unter-
sagen, da es anderenfalls unschwer möglich wäre, sich mit 
alkoholischen Getränken – etwa durch eine vorherige 
Bestellung – zu versorgen. Abgabe im Sinne dieser Allge-
meinverfügung meint die unentgeltliche Überlassung alko-
holischer Getränke durch Gewerbetreibende, etwa durch 
Umgehungsgeschäfte, bei denen alkoholische Getränke als 
kostenloser Zusatz zu einem Kauf hinzugegeben werden.

Da der Ausschank alkoholischer Getränke auf den kon-
zessionierten Flächen der Gaststättenbetriebe weiterhin 
zulässig ist, ist damit zu rechnen, dass sich erlebnisorien-
tierte Besucherinnen und Besucher zunächst auf diese ver-
teilen und im Falle eines nicht ausreichenden Platzangebo-

tes mangels Alternativen, den von der Allgemeinverfügung 
betroffenen Bereich wieder verlassen.

Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs wirkt dem Entste-
hen von Infektionsgefahren bereits im Vorfeld durch die 
Vermeidung der Bildung risikogeneigter Menschenan-
sammlungen entgegen. Polizeiliche Auflösungen gefähr
licher Ansammlungen werden darüber hinaus entbehrlich, 
wodurch sowohl das Konfliktpotential als auch das Infek
tionsrisiko zusätzlich minimiert werden.

Zudem zeigen die Erfahrungen des vergangenen 
Wochenendes, dass die Allgemeinverfügung das Ziel zu 
fördert und damit geeignet ist. Ausweislich des Lagebildes 
der Polizeikommissariate 15, 16 und 21 hatte das Verkaufs-
verbot Auswirkungen auf die Anzahl und Zusammenset-
zung der Besuchergruppen. Es wurden insgesamt weniger 
Personen vor Ort festgestellt. Dies hatte zur Folge, dass die 
Anzahlung die Verdichtung der Menschansammlungen 
sich reduzierte.

Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Eingriffs
intensitäten geht das Bezirksamt Eimsbüttel davon aus, 
dass das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken die geeignetste Maßnahme darstellt. Auf-
grund des dynamischen Infektionsgeschehens und der 
schwierigen Beherrschbarkeit spontan auftretender Hand-
lungserfordernisse ist ein präventives dem repressiven Vor-
gehen vorzuziehen.

3.

Die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoho-
lischen Getränken ist auch erforderlich.

Dies gilt insbesondere in räumlicher als auch in zeit
licher Hinsicht sowie in Bezug auf die von der Maßnahme 
Betroffenen. Es ist anzunehmen, dass ohne diese Maß-
nahme der erforderlichen Eindämmung der Verbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 nicht genüge getan werden 
kann.

Auf Grundlage der am vergangenen Wochenende (zwi-
schen dem 31. Juli und dem 2. August 2020) gewonnenen 
Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass derzeit kein ande-
res Mittel zur Verfügung steht, welches in ähnlicher Weise 
geeignet wäre, um das legitime Ziel zu erreichen.

So muss etwa ein vollständiges Alkoholverkaufsverbot 
ausscheiden, da damit den Anwohnerinnen und Anwoh-
nern die Möglichkeit genommen würde, sich überhaupt mit 
Alkohol zu versorgen. Zudem würden die ansässigen gastro-
nomischen Betriebe – die gemäß § 15 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO weiteren Vorgaben unterliegen – in einem 
unverhältnismäßig hohen Maß bei der Geschäftsausübung 
beeinträchtigt.

Die Allgemeinverfügung stellt im Hinblick auf eine 
generelle Sperrstunde mit der Folge der vollständigen 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften sowie Gaststätten 
das mildere Mittel dar. Während eine Sperrstunde die 
umfängliche Schließung von Gaststätten und Kiosken im 
Geltungsbereich der Allgemeinverfügung zur Folge hätte, 
können durch das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs von 
alkoholischen Getränken die übrigen Geschäftstätigkeiten 
weiterhin fortgeführt werden. Dem Einzelhandel wird 
zudem weiterhin gestattet, seine Tätigkeit aufrechtzuerhal-
ten.

Weiterhin kommt es vor dem Hintergrund des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit nicht in Betracht, das Betre-
ten und den Aufenthalt in dem betroffenen Bereich für 
Besucherinnen und Besucher ausnahmslos bzw. den Alko-
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holkonsum außerhalb von konzessionierten Gaststätten 
grundsätzlich zu untersagen.

Die Erfahrungen der vergangenen Wochenenden haben 
zudem gezeigt, dass ein – insofern durch § 13 Absatz 4 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO gestattetes – repressi-
ves Vorgehen gegen einzelne Betriebe nicht geeignet ist, um 
die Entstehung größerer Menschenansammlungen nach-
haltig zu unterbinden. Soweit bereits gegen einzelne 
Betriebe ein Außer-Haus-Verkaufsverbot ausgesprochen 
wurde, musste festgestellt werden, dass die potentiellen 
Kundinnen und Kunden dann auf andere Betriebe ausgewi-
chen sind. Die infektionsschutzrechtlich bedenklichen 
Menschenansammlungen konnten durch diese Maßnah-
men nicht verhindert werden. Letzteres ist wesentlich, um 
dem Infektionsschutz in hinreichende Weise nachzukom-
men.

Die Erfahrungen am zurückliegenden Wochenende 
haben zudem gezeigt, dass durch die präventive Untersa-
gung das Entstehen infektionsschutzrechtlich kritischer 
Menschenansammlung bereits im Vorwege effektiv unter-
bunden werden kann. Durch die Polizei Hamburg wurde 
zwar festgestellt, dass die Anzahl der anwesenden Personen 
nicht zwingend geringer war als an den Wochenenden ohne 
die Untersagung des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken. Es wurde allerdings deutlich sichtbar, 
dass es den anwesenden Personen erheblich leichter fiel, die 
aus infektionsschutzrechtlicher Sicht gebotenen Regeln 
einzuhalten.

Es ist auch erforderlich, den räumlichen Geltungsbe-
reich dieser Allgemeinverfügung weiterhin beizubehalten. 
Dieser beruht auf den von der Polizei Hamburg an den 
zurückliegenden Wochenenden gewonnenen Erkenntnis-
sen. Der Bereich Sternschanze wird regelmäßig von auswär-
tigen Besucherinnen und Besuchern frequentiert. Die in 
diesem Bereich ansässigen Betriebe dienen vordringlich der 
Versorgung der Besucherinnen und Besucher mit alkoholi-
schen Getränken.

Sofern im Rahmen der polizeilichen Einsätze festgestellt 
wurde, dass an einigen Stellen keine Menschenansammlun-
gen in einem Übermaß erkennbar waren, hindert dies nicht 
an der Einbeziehung in den räumlichen Geltungsbereich 
dieser Allgemeinverfügung. Dabei handelt es sich um 
Randbereiche der von der Polizei Hamburg identifizierten 
Schwerpunktbereiche. Das Bezirksamt Eimsbüttel geht 
davon aus, dass bei einer nur punktuellen Untersagung des 
Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke an den 
Schwerpunkten mit Abwanderungsbewegungen zu fußläu-
fig erreichbaren Ausweichorten zu rechnen ist. Die 
Erkenntnisse aus den vorangegangenen Wochen zeigen, 
dass insbesondere jüngere Besucherinnen und Besucher 
äußerst mobil sind und ohne weiteres gewillt sind, unter-
schiedliche Stadtteile aufzusuchen bzw. kurze bis mittlere 
Strecken in Kauf zu nehmen.

Die Bezirksämter Altona und Hamburg-Mitte haben 
bereits angekündigt, ähnliche Allgemeinverfügungen zu 
erlassen, sodass sichergestellt werden kann, dass sich das 
infektionsschutzrechtlich problematische Geschehen nicht 
schlicht in andere Bezirke verlagert.

Weiterhin ist die zeitliche Einschränkung des Verbots 
des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer Getränke erforder-
lich.

Durch die zeitliche Begrenzung der Allgemeinverfü-
gung wird sichergestellt, dass die Gewerbetätigkeiten der 
Betroffenen nicht übermäßig eingeschränkt werden und 
dass an den betroffenen Tagen in einem ausreichenden 
Maße alkoholische Getränke angeboten werden können. 

Den Einschätzungen der Polizei Hamburg lässt sich ent-
nehmen, dass der Versorgungsbedarf in den späteren 
Abendstunden zunimmt. Durch das Verkaufsverbot wird 
sichergestellt, dass die Versorgung mit alkoholischen 
Getränken bereits unterbrochen ist, wenn sie aus Sicht der 
Anwesenden erforderlich wird. Den Beobachtungen der 
Polizei Hamburg zufolge wechselt die Zusammensetzung 
der anwesenden Personen von einer touristischen zu einer 
vergnügungsorientierten Prägung, wobei der Wechsel sich 
ab ca. 20 Uhr vollzieht. Insofern würde ein etwaiger späterer 
Beginn des Verbots des Außer-Haus-Verkaufs von alkoholi-
schen Getränken um 22 Uhr nicht dieselbe Wirkung entfal-
ten können, da die Besucherinnen und Besucher sich zu 
diesem Zeitpunkt bereits übermäßig mit alkoholischen 
Getränken versorgt haben könnten.

Hinsichtlich der betroffenen Adressaten wird durch die 
Allgemeinverfügung gewährleistet, dass die übrige Gewer-
betätigkeit uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Die 
Gastronomiebetriebe dürfen im Rahmen ihrer konzessio-
nierten Tätigkeiten weiterhin alkoholische Getränke aus-
schenken. Für Supermärkte, Kioske, Tankstellen, Lieferbe-
triebe und vergleichbare Gewerbebetriebe verbleibt es bei 
der Möglichkeit, das übrige Sortiment an Kundinnen und 
Kunden zu verkaufen. Dass in diesem Zusammenhang 
sogenannte Kofferraumgeschäfte und private Straßenver-
käufe nicht zulässig sind und nicht geduldet werden kön-
nen, versteht sich von selbst.

4.

Die angeordnete Maßnahme ist auch angemessen.

Das infektionsschutzrechtliche Vorgehen richtet sich 
zielgerichtet gegen Betriebe, in deren Nähe die Entstehung 
von Gefährdungslagen nach den bisherigen polizeilichen 
Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit absehbar ist. 
Das behördliche Vorgehen entspricht dem Gebot der Ver-
hältnismäßigkeit, weil der Adressatenkreis an das aktuelle 
polizeiliche Lagebild angepasst ist und maßvoll ausgewählt 
wurde.

Zwar werden die von der Allgemeinverfügung betroffe-
nen Gewerbetreibenden in der Ausübung der Berufsfreiheit 
gemäß Artikel 12 Absatz1 Grundgesetz (GG) beeinträchtigt. 
Die Auswirkungen des Eingriffs beschränken sich jedoch 
auf einen überschaubaren Zeitraum und betreffen – hin-
sichtlich des Einzelhandels – lediglich einen Randbereich 
der geschäftlichen Tätigkeit.

Darüber hinaus wird das Verbot des Außer-Haus-Ver-
kaufs von alkoholischen Getränken zeitlich auf das erfor-
derliche Maß beschränkt. Es wird auf die stark frequentier-
ten Abende und Nächte am anstehenden Wochenende vom 
07 August 2020 bis zum 08.August 2020 , jeweils von 20 Uhr 
bis um 6 Uhr des Folgetages beschränkt, da aufgrund der 
guten Wetterlage anzunehmen ist, dass auch am kommen-
den Wochenende wieder vermehrt viele Bürgerinnen und 
Bürger das betroffene Gebiet zum geselligen Zusammensein 
aufsuchen werden. Das Bezirksamt Eimsbüttel hat im Ver-
gleich zur Allgemeinverfügung vom 30. Juli 2020 den zeit
lichen Geltungsbereich beschränkt. Eine Ausweitung auf 
Sonntag, den 09. August 2020, war aufgrund der am vergan-
genen Wochenende gewonnen Erkenntnisse nicht mehr 
angemessen.

Die wirtschaftlichen Interessen der Betroffenen haben 
aus den vorgenannten Gründen hinter dem Interesse der 
Allgemeinheit im Hinblick auf den Gesundheits- und 
Infektionsschutzes in der Zeit des äußerst dynamischen 
Verlaufs der Corona-Pandemie zurückzustehen. Dabei ist 
dem Bezirksamt Eimsbüttel bewusst, dass die Wiederho-
lung des Verbots des Außer-Haus-Verkaufs alkoholischer 
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Getränke mit einer besonderen wirtschaftlichen Belastung 
der Gewerbetreibenden – insbesondere der Kioskbetreiber 
– einhergeht. Die mit dem Verbot verbundenen Umsatzein-
bußen wurden jedoch gesehen und entsprechend gewür-
digt. In Anbetracht der möglichen Folgen einer weiteren 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2, wiegen diese 
Belastungen nicht so schwer.

Das Bezirksamt Eimsbüttel erkennt an, dass es sich bei 
den von der Allgemeinverfügung Betroffenen nicht um 
unmittelbare Störer handelt. Allerdings haben die zurück-
liegenden Wochenenden bzw. die von der Polizei Hamburg 
gewonnen Erkenntnisse gezeigt, dass eine direkte Anspra-
che der Störer nicht geeignet ist, um die infektionsschutz-
rechtlich gebotene Einhaltung der Regelungen der Hmb- 
SARS-CoV-2-EindämmungsVO sowie der allgemeinen 
Hygieneregeln zu erreichen. Letztlich konnte die Polizei 
Hamburg immer nur für die Auflösung rechtswidriger 
Zustände sorgen, das Entstehen der Gefahrenlage aber 
selbst nicht verhindern. Nach der Einschätzung des 
Bezirksamts Eimsbüttel kann leider noch nicht von einem 
verantwortungsbewussten Verhalten der Besucherinnen 
und Besucher der von dieser Allgemeinverfügung betroffe-
nen Bereiche ausgegangen werden, sodass ein behördliches 
Einschreiten weiterhin notwendig ist. Dies wird dadurch 
deutlich, dass auch am vergangenen Wochenende weiterhin 
Verstöße gegen die HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
geahndet und Betriebe geschlossen werden mussten. Vor 
dem Hintergrund des hohen Infektionsrisikos und im 
Sinne einer effektiven Gefahrenabwehr sind hier Maßnah-
men zu ergreifen, die sich auch gegen Nichtstörer richten 
können.

5.

Von einer vorherigen Anhörung der möglicherweise 
Betroffenen wird gemäß § 28 Absatz 2 Nr. 4 Alt. 1 HmbVw-
VfG abgesehen. Die sofortige Entscheidung ergibt sich im 
vorliegenden Fall aus der kurzfristigen Aktualisierung der 
Gefahrenprognose für das anstehende Wochenende. Auf-
grund der gegenwärtigen Situation kann seitens des Bezirks
amtes Eimsbüttel nicht ausgeschlossen werden, dass es 
durch die zu erwartenden Menschenansammlungen sowie 
den Alkoholkonsum zu erheblichen Gesundheitsgefahren 
für die anwesenden Bürgerinnen und Bürger durch eine 
hohe Krankheitsübertragungsrate vom Coronavirus SARS-
CoV-2 kommen wird.

6.

Die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung erfolgt 
gemäß § 41 Absatz 3 Satz 2 HmbVwVfG öffentlich. Ein Ver-
waltungsakt wird gemäß § 43 Absatz 1 HmbVwVfG gegen-
über demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in der er ihm 
bekannt gegeben wird. Ein Verwaltungsakt darf öffentlich 
bekanntgegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist und eine Allgemeinverfügung darf auch dann 

öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist. In besonderen Eilfällen 
kann die öffentliche Bekanntgabe einer Allgemeinverfü-
gung gemäß § 41 Absatz 4 Satz 2 HmbVwVfG auch dadurch 
erfolgen, dass ihr verfügender Teil auf einer Internetseite 
der Behörde oder ihres Verwaltungsträgers zugänglich 
gemacht wird. Der Begriff der besonderen Eilfälle erfasst 
Situationen, in denen eine Bekanntmachung im Amtlichen 
Anzeiger zu einem Zeitverlust führen würde, der mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, dass die in der Sache 
gebotenen Maßnahmen zu spät kommen würden. Dies ist 
vorliegend der Fall. Das Verbot des Außer-Haus-Verkaufs 
alkoholischer Getränke wird für das bevorstehende Wochen-
ende vom 07. August 2020 bis zum 08. August 2020 (jeweils 
von 20 Uhr bis 06 Uhr des Folgetages) angeordnet. Eine 
etwaige Bekanntmachung im Amtlichen Anzeiger würde zu 
einem Zeitverlust führen. Die Allgemeinverfügung könnte 
somit für das bevorstehende Wochenende keine Wirksam-
keit entfalten.

Die Allgemeinverfügung kann gemäß § 41 Absatz 4 
Satz 4 HmbVwVfG im Bezirksamt Eimsbüttel, Grindelberg 
62-66, 20144 Hamburg, eingesehen werden. Die Allgemein-
verfügung wurde am 06. August 2020 auf der Internetseite 
des Bezirksamtes Eimsbüttel (https://hamburg.de/eims-
buettel) zugänglich gemacht.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe beim Bezirksamt Eimsbüt-
tel, Grindelberg 62-66, 20144 Hamburg, Widerspruch erho-
ben werden.

Hinweise

Die Ziffer 1. der Allgemeinverfügung ist kraft der gesetz-
lichen Anordnung gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Ein Widerspruch 
gegen die Allgemeinverfügung hat somit keine aufschie-
bende Wirkung. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung 
der Ziffer 1. stellen gemäß § 73 Absatz 1a Nr. 6 IfSG Ord-
nungswidrigkeiten dar und können gemäß § 73 Absatz 2 
IfSG mit Bußgeldern bis zu 25.000 € geahndet werden. Die 
Feststellung von Personalien ist auch zur Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens zulässig.

Die Vorschriften der Verordnung zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien 
und Hansestadt Hamburg bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.

Zur Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung hat das 
Bezirksamt Eimsbüttel die Polizei Hamburg ersucht, im 
Wege der Amtshilfe ergänzende Hilfe zu leisten.

Bezirksamt Eimsbüttel
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Öffentliche Ausschreibung

a)  Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b)  Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 20 A 0249 

c)  Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m Sig-
natur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d)  Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

e)  Ort der Ausführung

Clausewitz-Kaserne, Geb.13, 
Manteuffelstr. 20, 22587 Hamburg

f)  Art und Umfang der Leistung

Geb.13 Villa Plaut ist denkmalgeschützt im Außen-und 
Innenbereich, das Gebäude ist an das Nahwärmenetz 
der Liegenschaft angeschlossen, alte HZG-US und HK 
sind bereits ausgebaut, Schadstoffe an Versorgungslei-
tungen wurden bereits fachgerecht entsorgt, Leistungs-
umfang ist der Einbau einer HZG-US mit 2 Heizkrei-
sen im KG, Technikzentrale als Box-in-Box-System, 
Durchführung der Leitungen durch Holzdecken, daher 
keine Schweißarbeiten möglich, Ausführung der Hei-
zungsanlage in 2 Bauabschnitten aufgrund von Schad-
stoffen in den Wänden im OG und DG, 1.Bauabschnitt 
2020: KG und EG, 2.Bauabschnitt 2021: OG und DG, 
KG/EG-provisorische HK zur Frostfreihaltung der 
Villa bis 2021, danach Montage Röhren-HK in Sonder-
lackierung passend zum Farbkonzept, Nutzung als 
Verwaltungsgebäude, nach Fertigstellung beider Bau-
abschnitte 22 Heizkörper, ca. 370 m Stahlrohr 

DN 15 - DN 32, ca. 40 m Stahlrohr DN 40/ DN 50,

Materialanlieferung bis zum Geb.13 möglich, Liefe-
ranten müssen an der Kasernenwache angemeldet wer-
den.

g)  Entfällt

h)  Aufteilung in Lose: nein

i)  Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 
10 Tage nach Auftragserteilung

j)  Nebenangebote sind zugelassen.

k)  Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l)  Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D440470438

 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o) Ablauf der Angebotsfrist am 21. August 2020 um 8.00 
Uhr, Ablauf der Bindefrist am 18. September 2020.

p)  Adresse für elektronische Angebote

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q)  Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r)  Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s)  Eröffnungstermin

21. August 2020 um 8.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t)  Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u)  Entfällt

v)  Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w)  Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach-
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigen erklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini-
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße
Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295
Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 6. August 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 878

Öffentliche Ausschreibung

1)	 Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind
Behörde für Inneres und Sport – Polizei –,  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg, Deutschland 
E-Mail: ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2)	 Verfahrensart
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4)	 Entfällt
5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-

tungserbringung
Lieferung, Montage und Inbetriebnahme eines Schiff-
maschinensimulators
Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH), vertreten 
durch die Zentrale Vergabestelle der Behörde für Inne-
res und Sport (ZVST) – organisatorisch angebunden 
bei der Polizei Hamburg – beabsichtigt im Auftrag der 
Wasserschutzpolizei-Schule den Abschluss eines Ver-
trages über die Lieferung, Montage und Inbetrieb-
nahme eines Schiffmaschinensimulators, bestehend 
aus einem Instructor-Arbeitsplatz und sechs 
Trainee-Arbeitsplätzen sowie dessen Wartung.
Ort der Leistungserbringung: 20457  Hamburg

6)	 Entfällt
7)	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.
8)	 Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Entfällt
9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-

gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=qR2Ssph2VA4%253d  
10)	 Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 4. September 2020, 
14.00 Uhr, Bindefrist: 30. November 2020.

11)	 Entfällt
12)	 Entfällt
13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-

zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 

Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt
Mit dem Angebot sind die nachfolgend aufgeführten 
Unterlagen einzureichen:
Befähigung zur Berufsausübung
–	 Erklärung zum Eintrag in ein Handelsregister/ 

Gewerberegister
–	 Eigenerklärung zur Eignung
–	 Eigenerklärung zur Tariftreue und zur Zahlung 

eines Mindestlohnes
Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
–	 Referenzen
Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
–	 Erklärung zur Einhaltung der Lieferfrist
Bedingungen für die Ausführung des Auftrags
–	 Schutzerklärung zur Scientology-Organisation
–	 Erklärung zur Verschwiegenheit
Darüber hinaus einzureichende Erklärungen/Unterla-
gen/Nachweise
–	 Firmenangaben
–	 Sicherheitsüberprüfung

14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.
Wirtschaftlichstes Angebot: UfAB 2018: 
Einfache Richtwertmethode  

Hamburg, den 5. August 2020

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 879

Offenes Verfahren
1) 	 Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-

gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind
Behörde für Inneres und Sport – Polizei –,  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg, Deutschland 
E-Mail: ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart
Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4) 	 Entfällt
5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-

tungserbringung
Fahrschulausbildung zur Erweiterung der Fahrerlaub-
nis der Klasse B (ggf. BE) auf Klasse C und auf Klasse 
C/CE sowie die Erweiterung der Klasse C auf Klasse C/
CE
Abschluss eines Dienstleistungsvertrages über die 
Fahrschulausbildung zur Erweiterung der Fahrerlaub-
nis der Klasse B (ggf. BE) auf Klasse C und auf Klasse 
C/CE sowie die Erweiterung der Klasse C auf Klasse C/
CE.
Ort der Leistungserbringung: 22113 Hamburg

6) 	 Gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art der einzel-
nen Lose
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Angebote können abgegeben werden für

Los-Nr. 1 Losname Fahrerlaubniserweiterung der 
Klasse B (ggf. BE) auf C

Beschreibung Siehe Ziffer 2.3 der Leistungsbeschrei-
bung

Los-Nr. 2 Losname Fahrerlaubniserweiterung der 
Klasse C auf CE

Beschreibung Siehe Ziffer 2.4 der Leistungsbeschrei-
bung

Los-Nr. 3 Losname Fahrerlaubniserweiterung der 
Klasse B (ggf. BE) auf C/CE

Beschreibung Siehe Ziffer 2.5 der Leistungsbeschrei-
bung

7) 	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8) 	 Entfällt

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=RxjSBJkZom8%253d 

10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 19. August 2020 12.00 
Uhr, Bindefrist: 31. Dezember 2020.

11) 	Entfällt

12) 	Entfällt

13) 	Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt

Befähigung zur BerufsausübungErklärung zum Ein-
trag in ein Handelsregister/ Gewerberegister

–	 Eigenerklärung zur Eignung

–	 Eigenerklärung zur Tariftreue und zur Zahlung 
eines Mindestlohnes

Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

–	 Referenzen

Technische und berufliche Leistungsfähigkeit

–	 Erklärung zum Einsatz von Nachunternehmen

–	 Falls zutreffend: Verzeichnis Nachunternehmerleis-
tungen

–	 Falls zutreffend: Erklärung zur Bietergemeinschaft

Bedingungen für die Ausführung des Auftrags

–	 Schutzerklärung zur Scientology-Organisation

–	 Erklärung zur Verschwiegenheit

Darüber hinaus einzureichende Erklärungen/Unterla-
gen/Nachweise

–	 Firmenangaben

–	 Zertifikat Akkreditierungs- und Zulassungsverord-
nung Arbeitsförderung (AZVA) oder Zertifikat ISO 
9001 (alternativ: eine Erklärung, in der sie darlegen, 
durch welche Maßnahmen eine hohe Arbeitsgüte 
und kontinuierliche Qualität im Betrieb gesichert 
ist)

–	 Erklärung, dass nur auf Euro 6-Fahrschulfahrzeu-
gen geschult wird

Hamburg, den 10. August 2020

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 880

Offenes Verfahren 
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 179-20 PF
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Sporthalle,  
Kamminer Straße 4 in 22147 Hamburg
Bauauftrag: Tischler
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 51.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2021; Fertigstellung: ca. April 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
2. September 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 31. Juli 2020

Die Finanzbehörde 881

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 178-20 PF
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Sporthalle, 
Kamminer Straße 4 in 22147 Hamburg
Bauauftrag: Bodenbelag
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Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 33.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. März 2021; Fertigstellung: ca. April 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
2. September 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 31. Juli 2020

Die Finanzbehörde
882

Verhandlungsverfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VgV VV 084-20 PP

Verfahrensart: Verhandlungsverfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Innere und äußere Sanierung sowie Umbau 
der Grundschule am Standort Islandstraße 25 
– Objektplanung gem. §§ 33 HOAI

Leistung: Die vorgesehenen Sanierungs- und Umbaumaß-
nahmen umfassen drei Schulgebäude. Dies betrifft das 
Eingangszentrum (Gebäude 1) mit einer Mietfläche von 
1330,90 m², das Klassengebäude (Gebäude 2) mit einer 
Mietfläche von 2.666,00 m² sowie die Sporthalle (Gebäude 
3) mit einer Mietfläche von 660,00 m². Im Rahmen der 
Sanierung des Klassengebäudes ist eine Umbaumaßnahme 
zur Erweiterung der Essenseinnahmefläche sowie der 
Küche umzusetzen.

Es ist ein ganzheitliches und energetisches Planungskon-
zept für die drei zu sanierende Gebäude am Standort zu 
entwickeln. Die Räume sind unter Berücksichtigung der 
aktuellen Bedürfnisse der Schule zu sanieren. Hierbei ist 
ein möglichst optimales Verhältnis aus langlebigen Baukon-

struktionen, hoher Energieeffizienz, niedrigen Betriebskos-
ten und Wirtschaftlichkeit zu erreichen.

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 526.453,00 Euro 

Ausführungsfrist voraussichtlich: Vertragslaufzeit ca. 48 
Monate

Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge: 
31. August 2020 um 14.00 Uhr

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Vergabeunterlagen und die 
„Fragen & Antworten“ finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter: http://www.hamburg.de/liefe-
rungen-und-leistungen/

Hinter dem „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die 
Vergabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung 
zum Download kostenfrei hinterlegt. Dort gelangen Sie 
auch in die elektronische Vergabe. Nach Registrierung im 
Bieterportal reichen Sie Ihre Bewerbung bitte rein elektro-
nisch ein. TEILNAHMEANTRÄGE UND ANGEBOTE 
KÖNNEN AUSSCHLIESSLICH ELEKTRONISCH 
ABGEGEBEN WERDEN.

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
automatisch aus der elektronischen Vergabe, sofern Sie als 
Bewerber im Bieterportal registriert sind und als solcher 
angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen haben.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des öffentlichen Teilnahmewettbewerbs finden Sie 
zudem auf der Homepage des Landesbetriebes SBH | Schul-
bau Hamburg unter: http://www.schulbau.hamburg/aus-
schreibungen/.

Hamburg, den 3. August 2020

Die Finanzbehörde 883

Öffentliche Ausschreibung 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 164-20 CR

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Kreuzbau, Rahlaukamp 1a in 22045 Hamburg

Bauauftrag: Elektro

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 204.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Mitte Oktober 2020 bis März 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
27. August 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
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Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 6. August 2020

Die Finanzbehörde 884

Öffentliche Ausschreibung 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 162-20 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Kreuzbau, Rahlaukamp 1a in 22045 Hamburg

Bauauftrag: Fenster

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 282.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Oktober 2020 bis März 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
27. August 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 

die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 6. August 2020

Die Finanzbehörde 885

Offenes Verfahren
1) 	 Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-

gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind
Finanzbehörde Hamburg 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
Telefon: +49/40/4 28 23 - 13 86 
Telefax:  +49/40/4 27 31 - 06 86 
E-Mail: ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart
Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4) 	 Entfällt
5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-

tungserbringung
Glas- und Gebäudereinigung in der Schule Marmstorf, 
Ernst-Bergeest-Weg 54, 21077 Hamburg für die Zeit ab 
15.03.2021 bis auf weiteres
Ausgeschrieben wird die Glas- und Gebäudereinigung 
in der Schule Marmstorf, Ernst-Bergeest-Weg 54, 21077 
Hamburg für die Zeit ab 15. März 2021 bis auf weiteres.
Bei dem Objekt handelt es sich um ein Schulgebäude 
mit einer Gesamtreinigungsfläche von 5.113 m² und 
einer Glasreinigungsfläche von 1.479 m².
Ort der Leistungserbringung: 21077  Hamburg

6) 	 Entfällt
7) 	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.
8) 	 Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 15. März  2021 bis auf Weiteres .
9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-

gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können
Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=Eosc29ZJxWQ%253d  
10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 21. September 2020 
10.00 Uhr, Bindefrist: 15. März 2021.

11) 	Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen
	 siehe Vergabeunterlagen
12) 	Entfällt
13) 	Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-

zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt 

	 siehe Vergabeunterlagen
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14) Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

Wirtschaftlichstes Angebot: UfAB 2018: Einfache 
Richtwertmethode 

Hamburg, den 6. August 2020

Die Finanzbehörde 886

Offenes Verfahren 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 171-20 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Ersatzneubau STS mit Dreifeldsporthalle, 
Glückstädter Weg 70 in 22549 Hamburg

Bauauftrag: Maler

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 189.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Oktober 2020 bis Juni 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
4. September 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 6. August 2020

Die Finanzbehörde 887

Öffentliche Ausschreibung 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 160-20 CR

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Kreuzbau, Rahlaukamp 1a in 22045 Hamburg

Bauauftrag: Dach

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 136.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung; Fertigstel-
lung: ca. Mitte November 2020

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
28. August 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. August 2020

Die Finanzbehörde 888

Offenes Verfahren

1) 	 Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind

Finanzbehörde Hamburg 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
Telefon: +49/40/4 28 23 - 13 86 
Telefax:  +49/40/4 27 31 - 06 86 
E-Mail: ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4) 	 Entfällt

5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Rahmenvereinbarung für Hausmeisterleistungen bei 
den Liegenschaften der Polizei und Feuerwehr.
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Ausgeschrieben werden allgemeine und spezielle Haus-
meisterleistungen, die in den Dienststellen der Polizei 
und Feuerwehr erbracht werden sollen. Für jeden Ein-
satzort sind individuelle Einsatzzeiten festgelegt.
Ort der Leistungserbringung: 20354 Hamburg

6) 	 Gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art der einzel-
nen Lose
Angebote können abgegeben werden für
Los-Nr. 1 Losname Gem. Ziff. 3 des Verfahrensbriefs
Beschreibung PK 41 Sievekingdamm
PK 35 Wentzelplatz
PK 36 Ellernreihe
PK 42 Möllner Landstr.
PK 38 Scharbeutzerstr.
PK 27 Koppelstr.
PK 33 Wiesendamm
PK 25 Noetkestraße 95
PK 11 Steindamm
VD 3 Rennbahnstr.
Ledigenheim Carl-Cohn-Str.
PK 24 Garstedter Weg
PK 37 Am Alten Posthaus
PK 26 Blomkamp
PK 26 Rissener Dorfstr.
VD 213 (auf Rechnung)
BIS Admi.
Los-Nr. 2 Losname Gem. Ziff 3 des Verfahrensbriefs
Beschreibung WSPK 3 Am Überwinterungshafen
PK 34 Wördenmoorweg
VUD Großmoorring
Grüner Deich
WSPK 2 Roßdamm
WSP 1 Wilstofer Str.
PK 44 Georg-Wilhelm-Str.
PK 14 Caffamacherreihe
PK 46 Lauterbachstr.
ZD Glacischaussee
PK 47 Neugrabener Markt
Türk. Konsulat (14-tägig 1 h)
Hubschrauberstaffel (1h/Mo)
Harvestehuder Weg 1a; Außenstelle WSPK 2 Alster
LKA Hammerstr. 30 - 34
Los-Nr. 3 Losname Gem. Ziff. 3 des Verfahrensbriefs
Beschreibung PK 14 Klingberg
WSPK 1 Waltershofer Damm
PK 16 Lerchenstr.
PK 23 Ast. Grundstr.
PK 23 Troplowitzstr.
US-GK An der Alster
PK 17 Sedanstr.
PK 43 Ludwig-Rosenberg-Ring
PTZ Braamkamp
PK 31 Oberaltenallee
PK 15 Spielbudenplatz

PK 21 Mörkenstr.

PAZ Braamkamp

PAZ Braamkamp

Mexikoring

Überseering

PAZ Aufbauten

Los-Nr. 4 Losname Gem. Ziff. 3 des Verfahrensbriefs

7) 	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8) 	 Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. Februar 2021 bis 31. Dezember 2024

Danach Verlängerung um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
9 Monate vorher gekündigt wird.

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=LH666qwnymc%253d 

10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 20. August 2020 10.00 
Uhr, Bindefrist: 31. Dezember 2020.

11) 	Entfällt

12) 	Entfällt

13) 	Entfällt

14) Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 

Hamburg, den 10. August 2020

Die Finanzbehörde 889

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 166-20 AS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung und Zubau Gebäude 1, 
Steinadlerweg 26 in 22119 Hamburg

Bauauftrag: Maler

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 51.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Oktober 2020; 
Fertigstellung: ca. September 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
26. August 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
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Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 10. August 2020

Die Finanzbehörde 890

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 167-20 PF

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung und Zubau Gebäude 1, 
Steinadlerweg 26 in 22119 Hamburg

Bauauftrag: Gerüstbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 28.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung: ca. Juni 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
25. August 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 10. August 2020

Die Finanzbehörde 891
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